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A. Problem 

Der Entwurf soll das Deutsche Auslieferungsgesetz (DAG) vom 
23. Dezember 1929 ablösen und das gesamte Recht der zwi-
schenstaatlichen Rechtshilfe in Strafsachen im vertraglosen 
Verkehr (sowie subsidiär im vertraglichen Bereich) einer um-
fassenden Neuregelung zuführen, die eine erleichterte, den 
rechtsstaatlichen Garantien des Grundgesetzes entsprechende 
Ausgestaltung des Rechtshilfeverfahrens, eine Anpassung an 
die heutigen Erfordernisse des Rechtshilfeverkehrs und an 
neue vertragliche Regelungen (insbesondere im Rahmen Euro-
päischer Übereinkommen) sowie die Einführung neuer For-
men zwischenstaatlicher Rechtshilfe erlaubt. Dadurch sollen 
die Bemühungen um eine engere Zusammenarbeit zwischen 
den einzelnen Staaten und um eine wirksame Bekämpfung der 
internationalen Kriminalität gefördert werden. 

B. Lösung 

Der Entwurf enthält eine zusammenhängende Neuregelung 
des Rechts der Auslieferung an das Ausland, der Durchliefe

-

rung, der sonstigen („kleinen") Rechtshilfe und einiger Berei-
che der an das Ausland gerichteten Rechtshilfeersuchen. Da-
bei werden die einschlägigen Vorschriften des DAG teilweise 
geändert, ergänzt und an neue Entwicklungen des nationalen 
und internationalen Rechts und der Rechtsprechung ange-
paßt. 
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Der Vierte Teil des Entwurfs führt eine dem deutschen Recht 
bisher nicht bekannte Form der Rechtshilfe ein, nämlich die 
Vollstreckung von Sanktionen, die im Ausland verhängt und in 
einem „Exequaturverfahren" in Sanktionen des deutschen 
Rechts umgewandelt worden sind. 

C. Alternativen 

wurden im Ausschuß nicht erörtert. 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 

Dies gilt auch, soweit der Entwurf das Rechtsinstitut der 
Rechtshilfe durch Vollstreckung neu in das deutsche Recht 
einführt. Sie soll nämlich grundsätzlich nur dann zulässig sein, 
wenn besondere völkerrechtliche Vereinbarungen dies vorse-
hen (§ 48 Nr. 1); die Frage der Kostenbelastung wird dann im 
Rahmen der Vertragsgesetze zu derartigen Vereinbarungen 
im einzelnen zu prüfen sein. Soweit (aus humanitären Grün-
den) die Leistung von Rechtshilfe durch Vollstreckung aus-
nahmsweise auch außerhalb allgemeiner völkerrechtlicher 
Vereinbarungen ermöglicht wird (§ 48 Nr. 2), sind die zu erwar-
tenden zusätzlichen Belastungen der Länderhaushalte (Ge-
richts- und Behördenorganisation, Strafvollzug) verhältnismä-
ßig gering und entziehen sich einer Errechnung oder Schät-
zung. Ihnen werden zudem Einsparungen durch die Inan-
spruchnahme von Rechtshilfe im umgekehrten Fall gegen-
überstehen, insbesondere durch die Überstellung von in 
Deutschland inhaftierten Ausländern in den Strafvollzug ihrer 
Heimatstaaten (§ 71). 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 9/1338 — in der aus der Anlage ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 24. November 1982 

Der Rechtsausschuß 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Vorsitzende 

Dr. Klejdzinski 

Berichterstatter 

Dr. Olderog 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwu rf  eines Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Anwendungsbereich 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Der Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in 
strafrechtlichen Angelegenheiten richtet sich nach 
diesem Gesetz. 

(2) Strafrechtliche Angelegenheiten im Sinne die-
ses Gesetzes sind auch Verfahren wegen einer Tat, 
die nach deutschem Recht als Ordnungswidrigkeit 
mit Geldbuße oder die nach ausländischem Recht 
mit einer vergleichbaren Sanktion bedroht ist, so-
fern über deren Festsetzung ein auch für Strafsa-
chen zuständiges Gericht entscheiden kann. 

(3) Regelungen in völkerrechtlichen Vereinbarun-
gen gehen, soweit sie unmittelbar anwendbares in-
nerstaatliches Recht geworden sind, den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes vor. 

ZWEITER TEIL 

Auslieferung an das Ausland 

§2 

Grundsatz 

(1) Ein Ausländer, der in einem ausländischen 
Staat wegen einer Tat, die dort mit Strafe bedroht 
ist, verfolgt wird oder verurteilt worden ist, kann die-
sem Staat auf Ersuchen einer zuständigen Stelle zur 
Verfolgung oder zur Vollstreckung einer wegen der 
Tat verhängten Strafe oder sonstigen Sanktion aus-
geliefert werden. 

(2) Ein Ausländer, der in einem ausländischen 
Staat wegen einer Tat, die dort mit Strafe bedroht 
ist, verurteilt worden ist, kann einem anderen aus-
ländischen Staat, der die Vollstreckung übernom-
men hat, auf Ersuchen einer zuständigen Stelle die-
ses Staates zur Vollstreckung einer wegen der Tat 
verhängten Strafe oder sonstigen Sanktion ausgelie-
fert werden. 

(3) Ausländer im Sinne dieses Gesetzes sind Per-
sonen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes sind. 

§3 

Auslieferung zur Verfolgung 
oder zur Vollstreckung 

(1) Die Auslieferung ist nur zulässig, wenn die Tat 
auch nach deutschem Recht eine rechtswidrige Tat 
ist, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirk-
licht, oder wenn sie bei sinngemäßer Umstellung des 
Sachverhalts auch nach deutschem Recht eine sol-
che Tat wäre. 

(2) Die Auslieferung zur Verfolgung ist nur zuläs-
sig, wenn die Tat nach deutschem Recht im Höchst-
maß mit Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
bedroht ist oder wenn sie bei sinngemäßer Umstel-
lung des Sachverhalts nach deutschem Recht mit ei-
ner solchen Strafe bedroht wäre. 

(3) Die Auslieferung zur Vollstreckung ist nur zu-
lässig, wenn wegen der Tat die Auslieferung zur Ver-
folgung zulässig wäre und wenn eine freiheitsentzie-
hende Sanktion zu vollstrecken ist. Sie ist ferner nur 
zulässig, wenn zu erwarten ist, daß die noch zu voll-
streckende freiheitsentziehende Sanktion oder die 
Summe der noch zu vollstreckenden freiheitsentzie-
henden Sanktionen mindestens vier Monate be-
trägt. 

§ 4 
 Akzessorische Auslieferung 

Ist die Auslieferung zulässig, so ist sie wegen einer 
weiteren Tat auch dann zulässig, wenn für diese 

1. die Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 oder 3 nicht 
vorliegen oder 

2. die Voraussetzungen des § 2 oder des § 3 Abs. 1 
deshalb nicht vorliegen, weil die weitere Tat nur 
mit einer Sanktion im Sinne des § 1 Abs. 2 be-
droht ist. 

§5 

Gegenseitigkeit 

Die Auslieferung ist nur zulässig, wenn auf Grund 
der vom ersuchenden Staat gegebenen Zusicherun-
gen erwartet werden kann, daß dieser einem ver-
gleichbaren deutschen Ersuchen entsprechen 
würde. 

§6 

Politische Straftaten, politische Verfolgung 

(1) Die Auslieferung ist nicht zulässig wegen einer 
politischen Tat oder wegen einer mit einer solchen 
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zusammenhängenden Tat. Sie ist zulässig, wenn der 
Verfolgte wegen vollendeten oder versuchten Völ-
kermordes, Mordes oder Totschlags oder wegen der 
Beteiligung hieran verfolgt wird oder verurteilt wor-
den ist. 

(2) Die Auslieferung ist nicht zulässig, wenn ernst-
liche Gründe für die Annahme bestehen, daß der 
Verfolgte im Fall seiner Auslieferung wegen seiner 
Rasse, seiner Religion, seiner Staatsangehörigkeit, 
seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder seiner politischen Anschauungen ver-
folgt oder bestraft oder daß seine Lage aus einem 
dieser Gründe erschwert werden würde. 

§7 

Militärische Straftaten 

Die Auslieferung ist nicht zulässig wegen einer 
Tat, die ausschließlich in der Verletzung militäri-
scher Pflichten besteht. 

§ 8  
Todesstrafe 

Ist die Tat nach dem Recht des ersuchenden Staa-
tes mit der Todesstrafe bedroht, so ist die Ausliefe-
rung nur zulässig, wenn der ersuchende Staat zusi-
chert, daß die Todesstrafe nicht verhängt oder nicht 
vollstreckt werden wird. 

§9 

Konkurrierende Gerichtsbarkeit 

Ist für die Tat auch die deutsche Gerichtsbarkeit 
begründet, so ist die Auslieferung nicht zulässig, 
wenn 

1. ein Gericht oder eine Behörde im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes gegen den Verfolgten we-
gen der Tat ein Urteil oder eine Entscheidung mit 
entsprechender Rechtswirkung erlassen, die Er-
öffnung des Hauptverfahrens abgelehnt (§ 204 
der Strafprozeßordnung), einen Antrag auf Erhe-
bung der öffentlichen Klage verworfen (§ 174 der 
Strafprozeßordnung), das Verfahren nach Erfül-
lung von Auflagen und Weisungen eingestellt 
(§ 153 a der Strafprozeßordnung) oder nach Ju-
gendstrafrecht von der Verfolgung abgesehen 
oder das Verfahren eingestellt hat (§§ 45, 47 des 
Jugendgerichtsgesetzes) oder 

2. die Verfolgung oder Vollstreckung nach deut-
schem Recht verjährt oder auf Grund eines deut-
schen Straffreiheitsgesetzes ausgeschlossen ist. 

§ 10 

Auslieferungsunterlagen 

(1) Die Auslieferung ist nur zulässig, wenn wegen 
der Tat ein Haftbefehl, eine Urkunde mit entspre-

chender Rechtswirkung oder ein vollstreckbares, 
eine Freiheitsentziehung anordnendes Erkenntnis 
einer zuständigen Stelle des ersuchenden Staates 
und eine Darstellung der anwendbaren gesetzlichen 
Bestimmungen vorgelegt worden sind. Wird um 
Auslieferung zur Verfolgung mehrerer Taten er-
sucht, so genügt hinsichtlich der weiteren Taten an-
stelle eines Haftbefehls oder einer Urkunde mit ent-
sprechender Rechtswirkung die Urkunde einer zu-
ständigen Stelle des ersuchenden Staates, aus der 
sich die dem Verfolgten zur Last gelegte Tat er-
gibt. 

(2) Geben besondere Umstände des Falles Anlaß 
zu der Prüfung, ob der Verfolgte der ihm zur Last ge-
legten Tat hinreichend verdächtig erscheint, so ist 
die Auslieferung ferner nur zulässig, wenn eine Dar-
stellung der Tatsachen vorgelegt worden ist, aus de-
nen sich der hinreichende Tatverdacht ergibt. 

(3) Die Auslieferung zur Vollstreckung einer 
Strafe oder einer sonstigen Sanktion, die in einem 
dritten Staat verhängt wurde, ist nur zulässig, 
wenn 

1. das vollstreckbare, eine Freiheitsentziehung an-
ordnende Erkenntnis und eine Urkunde des drit-
ten Staates, aus der sich sein Einverständnis mit 
der Vollstreckung durch den Staat ergibt, der die 
Vollstreckung übernommen hat, 

2. eine Urkunde einer zuständigen Stelle des Staa-
tes, der die Vollstreckung übernommen hat, nach 
der die Strafe oder sonstige Sanktion dort voll-
streckbar ist, 

3. eine Darstellung der anwendbaren gesetzlichen 
Bestimmungen sowie 

4. im Fall des Absatzes 2 eine Darstellung im Sinne 
dieser Vorschrift 

vorgelegt worden sind. 

§11 

Spezialität 

(1) Die Auslieferung ist nur zulässig, wenn ge-
währleistet ist, daß der Verfolgte 

1. in dem ersuchenden Staat ohne deutsche Zustim-
mung aus keinem vor seiner Überstellung einge-
tretenen Grund mit Ausnahme der Tat, derent-
wegen die Auslieferung bewilligt worden ist, be-
straft, einer Beschränkung seiner persönlichen 
Freiheit unterworfen oder durch Maßnahmen, 
die nicht auch in seiner Abwesenheit getroffen 
werden können, verfolgt werden wird, 

2. nicht ohne deutsche Zustimmung an einen drit-
ten Staat weitergeliefert, überstellt oder in einen 
dritten Staat abgeschoben werden wird und 

3. den ersuchenden Staat nach dem endgültigen 
Abschluß des Verfahrens, dessentwegen seine 
Auslieferung bewilligt worden ist, verlassen 
darf. 

(2) Die Bindung des ersuchenden Staates an die 
Spezialität darf nur entfallen, wenn 
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1. die deutsche Zustimmung zur Verfolgung oder 
zur Vollstreckung einer Strafe oder einer sonsti-
gen Sanktion hinsichtlich einer weiteren Tat 
(§ 35) oder zur Weiterlieferung, Überstellung oder 
Abschiebung an einen anderen ausländischen 
Staat (§ 36) erteilt worden ist, 

2. der Verfolgte den ersuchenden Staat innerhalb 
eines Monats nach dem endgültigen Abschluß 
des Verfahrens, dessentwegen seine Ausliefe-
rung bewilligt worden ist, nicht verlassen hat, ob-
wohl er dazu das Recht und die Möglichkeit hat-
te, oder 

3. der Verfolgte, nachdem er den ersuchenden Staat 
verlassen hatte, dorthin zurückgekehrt ist oder 
von einem dritten Staat zurücküberstellt worden 
ist. 

Das Recht des ersuchenden Staates, den Verfolgten 
zur Vorbereitung eines Ersuchens nach § 35 zu ver-
nehmen, bleibt unberührt. 

(3) Eine bedingte Freilassung ohne eine die Bewe-
gungsfreiheit des Verfolgten einschränkende An-
ordnung steht dem endgültigen Abschluß des Ver-
fahrens nach Absatz 1 Nr. 3, Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 
gleich. 

§ 12 

Bewilligung der Auslieferung 

Die Auslieferung darf, außer im Fall des § 41, nur 
bewilligt werden, wenn das Gericht sie für zulässig 
erklärt hat. 

§13 

Sachliche Zuständigkeit 

(1) Die gerichtlichen Entscheidungen erläßt vorbe-
haltlich der §§ 21, 22 und 39 Abs. 2 das Oberlandesge-
richt. Die Entscheidungen des Oberlandesgerichts 
sind unanfechtbar. 

(2) Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt bereitet die Entscheidung über die Ausliefe-
rung vor und führt die bewilligte Auslieferung 
durch. 

§ 14 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Örtlich zuständig sind das Oberlandesgericht 
und die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt, in deren Bezirk der Verfolgte zum Zweck der 
Auslieferung ergriffen oder, falls eine Ergreifung 
nicht erfolgt, zuerst ermittelt wird. 

(2) Werden mehrere Verfolgte, die wegen Beteili-
gung an derselben Tat oder im Zusammenhang da-
mit wegen Begünstigung, Strafvereitelung oder 
Hehlerei ausgeliefert werden sollen, in den Bezirken 
verschiedener Oberlandesgerichte zum Zweck der 
Auslieferung ergriffen oder ermittelt, so richtet sich 
die Zuständigkeit danach, welches Oberlandesge-
richt oder, solange noch kein Oberlandesgericht be

-

faßt ist, welche Staatsanwaltschaft bei dem Ober-
landesgericht zuerst mit der Sache befaßt wurde. 

(3) Ist der Aufenthalt des Verfolgten nicht be-
kannt, so bestimmt der Bundesgerichtshof das zu-
ständige Oberlandesgericht. 

§15 

Auslieferungshaft 

(1) Nach dem Eingang des Auslieferungsersu-
chens kann gegen den Verfolgten die Auslieferungs-
haft angeordnet werden, wenn 

1. die Gefahr besteht, daß er sich dem Ausliefe-
rungsverfahren oder der Durchführung der Aus-
lieferung entziehen werde oder 

2. auf Grund bestimmter Tatsachen der dringende 
Verdacht begründet ist, daß der Verfolgte die Er

-

mittlung der Wahrheit in dem ausländischen 
Verfahren oder im Auslieferungsverfahren er-
schweren werde.  

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Auslieferung von 
vornherein unzulässig erscheint. 

§16 

Vorläufige Auslieferungshaft 

(1) Die Auslieferungshaft kann unter den Voraus-
setzungen des § 15 schon vor dem Eingang des Aus-
lieferungsersuchens angeordnet werden, wenn 

1. eine zuständige Stelle des ersuchenden Staates 
darum ersucht oder 

2. ein Ausländer einer Tat, die zu seiner Ausliefe-
rung Anlaß geben kann, auf Grund bestimmter 
Tatsachen dringend verdächtig ist. 

(2) Der Auslieferungshaftbefehl ist aufzuheben, 
wenn der Verfolgte seit dem Tag der Ergreifung oder 
der vorläufigen Festnahme insgesamt zwei Monate 
zum Zweck der Auslieferung in Haft ist, ohne daß 
das Auslieferungsersuchen und die Auslieferungs-
unterlagen bei der in § 74 bezeichneten Behörde 
oder bei einer sonst zu ihrer Entgegennahme zu-
ständigen Stelle eingegangen sind. Hat ein außereu-
ropäischer Staat um Anordnung der vorläufigen 
Auslieferungshaft ersucht, so beträgt die Frist drei 
Monate. 

(3) Nach dem Eingang des Auslieferungsersu-
chens und der Auslieferungsunterlagen entscheidet 
das Oberlandesgericht unverzüglich über die Fort-
dauer der Haft. 

§17 

Auslieferungshaftbefehl 

(1) Die vorläufige Auslieferungshaft und die Aus-
lieferungshaft werden durch schriftlichen Haftbe-
fehl (Auslieferungshaftbefehl) des Oberlandesge-
richts angeordnet. 

(2) In dem Auslieferungshaftbefehl sind anzufüh-
ren 
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1. der Verfolgte, 

2. der Staat, an den die Auslieferung nach den Um-
ständen des Falles in Betracht kommt, 

3. die dem Verfolgten zur Last gelegte Tat, 

4. das Ersuchen oder im Fall des § 16 Abs. 1 Nr. 2 die 
Tatsachen, aus denen sich ergibt, daß der Ver-
folgte einer Tat, die zu seiner Auslieferung Anlaß 
geben kann, dringend verdächtig ist, sowie 

5. der Haftgrund und die Tatsachen, aus denen er 
sich ergibt. 

§18 

Steckbrief 

Liegt ein Auslieferungshaftbefehl vor und ist der 
Aufenthalt des Verfolgten nicht bekannt, so kann die 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht ei-
nen Steckbrief erlassen. 

§ 19 

Vorläufige Festnahme 

Liegen die Voraussetzungen eines Auslieferungs-
haftbefehls vor, so sind die Staatsanwaltschaft und 
die Beamten des Polizeidienstes zur vorläufigen 
Festnahme befugt. Unter den Voraussetzungen des 
§ 127 Abs. 1 Satz 1 der Strafprozeßordnung ist jeder-
mann zur vorläufigen Festnahme berechtigt. 

§ 20 

Bekanntgabe 

(1) Wird der Verfolgte festgenommen, so ist ihm 
der Grund der Festnahme mitzuteilen. 

(2) Liegt ein Auslieferungshaftbefehl vor, so ist er 
dem Verfolgten unverzüglich bekanntzugeben. Der 
Verfolgte erhält eine Abschrift. 

§ 21 

Verfahren nach Ergreifung auf Grund 
eines Auslieferungshaftbefehls 

(1) Wird der Verfolgte auf Grund eines Ausliefe-
rungshaftbefehls ergriffen, so ist er unverzüglich, 
spätestens am Tag nach der Ergreifung, dem Rich-
ter des nächsten Amtsgerichts vorzuführen. 

(2) Der Richter beim Amtsgericht vernimmt den 
Verfolgten unverzüglich nach der Vorführung, spä-
testens am nächsten Tag, über seine persönlichen 
Verhältnisse, insbesondere über seine Staatsange-
hörigkeit. Er weist ihn darauf hin, daß er sich in je-
der Lage des Verfahrens eines Beistands (§ 40) be-
dienen kann und daß es ihm freisteht, sich zu der 
ihm zur Last gelegten Tat zu äußern oder dazu nicht 
auszusagen. Sodann befragt er ihn, ob und gegebe-
nenfalls aus welchen Gründen er Einwendungen ge-
gen die Auslieferung, gegen den Auslieferungshaft-
befehl oder gegen dessen Vollzug erheben will. Im 
Fall des § 16 Abs. 1 Nr. 2 erstreckt sich die Verneh-
mung auch auf den Gegenstand der Beschuldigung; 

in den übrigen Fällen sind die Angaben, die der Ver-
folgte von sich aus hierzu macht, in das Protokoll 
aufzunehmen. 

(3) Ergibt sich bei der Vernehmung, daß 

1. der Ergriffene nicht die in dem Auslieferungs-
haftbefehl bezeichnete Person ist, 

2. der Auslieferungshaftbefehl aufgehoben ist 
oder 

3. der Vollzug des Auslieferungshaftbefehls ausge-
setzt ist, 

so ordnet der Richter beim Amtsgericht die Freilas-
sung an. 

(4) Ist der Auslieferungshaftbefehl aufgehoben 
oder der Vollzug ausgesetzt, so ordnet der Richter 
beim Amtsgericht an, daß der Verfolgte bis zur Ent-
scheidung des Oberlandesgerichts festzuhalten ist, 
wenn 

1. die Voraussetzungen eines neuen Auslieferungs-
haftbefehls wegen der Tat vorliegen oder 

2. Gründe dafür vorliegen, den Vollzug des Auslie-
ferungshaftbefehls anzuordnen. 

Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht 
führt unverzüglich die Entscheidung des Oberlan-
desgerichts herbei. 

(5) Erhebt der Verfolgte gegen den Auslieferungs-
haftbefehl oder gegen dessen Vollzug sonstige Ein-
wendungen, die nicht offensichtlich unbegründet 
sind, oder hat der Richter beim Amtsgericht Beden-
ken gegen die Aufrechterhaltung der Haft, so teilt er 
dies der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt unverzüglich und auf dem schnellsten Weg mit. 
Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht 
führt unverzüglich die Entscheidung des Oberlan-
desgerichts herbei. 

(6) Erhebt der Verfolgte gegen die Auslieferung 
keine Einwendungen, so belehrt ihn der Richter 
beim Amtsgericht über die Möglichkeit der verein-
fachten Auslieferung und deren Rechtsfolgen (§ 41) 
und nimmt sodann dessen Erklärung zu Protokoll. 

(7) Die Entscheidung des Richters beim Amtsge-
richt ist unanfechtbar. Die Staatsanwaltschaft bei 
dem Oberlandesgericht kann die Freilassung des 
Verfolgten anordnen. 

§ 22 

Verfahren nach vorläufiger Festnahme 

(1) Wird der Verfolgte vorläufig festgenommen, so 
ist er unverzüglich, spätestens am Tag nach der 
Festnahme, dem Richter des nächsten Amtsgerichts 
vorzuführen. 

(2) Der Richter beim Amtsgericht vernimmt den 
Verfolgten unverzüglich nach der Vorführung, spä-
testens am nächsten Tag, über seine persönlichen 
Verhältnisse, insbesondere über seine Staatsange-
hörigkeit. Er weist ihn darauf hin, daß er sich in je-
der Lage des Verfahrens eines Beistands (§ 40) be-
dienen kann und daß es ihm freisteht, sich zu der 
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ihm zur Last gelegten Tat zu äußern oder dazu nicht 
auszusagen. Sodann befragt er ihn, ob und gegebe-
nenfalls aus welchen Gründen er Einwendungen ge-
gen die Auslieferung oder gegen seine vorläufige 
Festnahme erheben will. § 21 Abs. 2 Satz 4 gilt ent-
sprechend. 

(3) Ergibt sich bei der Vernehmung, daß der Er-
griffene nicht die Person ist, auf die sich das Ersu-
chen oder die Tatsachen im Sinne des § 17 Abs. 2 
Nr. 4 beziehen, so ordnet der Richter beim Amtsge-
richt seine Freilassung an. Andernfalls ordnet der 
Richter beim Amtsgericht an, daß der Verfolgte bis 
zur Entscheidung des Oberlandesgerichts festzuhal-
ten ist. § 21 Abs. 4 Satz 2, Abs. 6 und 7 gilt entspre-
chend. 

§ 23 

Entscheidung 
über Einwendungen des Verfolgten 

Über Einwendungen des Verfolgten gegen den 
Auslieferungshaftbefehl oder gegen dessen Vollzug 
entscheidet das Oberlandesgericht. 

§ 24 

Aufhebung des Auslieferungshaftbefehls 

(1) Der Auslieferungshaftbefehl ist aufzuheben, 
sobald die Voraussetzungen der vorläufigen Auslie-
ferungshaft oder der Auslieferungshaft nicht mehr 
vorliegen oder die Auslieferung für unzulässig er-
klärt wird. 

(2) Der Auslieferungshaftbefehl ist auch aufzuhe-
ben, wenn die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlan-
desgericht dies beantragt. Gleichzeitig mit dem An-
trag ordnet sie die Freilassung des Verfolgten an. 

§ 25 

Aussetzung des Vollzugs 
des Auslieferungshaftbefehls 

(1) Das Oberlandesgericht kann den Vollzug des 
Auslieferungshaftbefehls aussetzen, wenn weniger 
einschneidende Maßnahmen die Gewähr bieten, daß 
der Zweck der vorläufigen Auslieferungshaft oder 
der Auslieferungshaft auch durch sie erreicht 
wird. 

(2) § 116 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4, §§ 116 a, 123 und 124 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 der Strafprozeßordnung 
sowie § 72 Abs. 1, 3 Satz 1 des Jugendgerichtsgeset-
zes gelten entsprechend. 

§ 26 

Haftprüfung 

(1) Befindet sich der Verfolgte in Auslieferungs-
haft, so entscheidet das Oberlandesgericht über de-
ren Fortdauer, wenn der Verfolgte seit dem Tag der 
Ergreifung, der vorläufigen Festnahme oder der 
letzten Entscheidung über die Fortdauer der Haft 
insgesamt zwei Monate zum Zweck der Ausliefe

-

rung in Haft ist. Die Haftprüfung wird jeweils nach 
zwei Monaten wiederholt. Das Oberlandesgericht 
kann anordnen, daß die Haftprüfung innerhalb ei-
ner kürzeren Frist vorgenommen wird. 

(2) Befindet sich der Verfolgte in vorläufiger Aus-
lieferungshaft oder in einstweiliger Unterbringung 
in einem Erziehungsheim (§ 71 Abs. 2 des Jugendge-
richtsgesetzes), so gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 27 

Vollzug der Haft 

(1) Für die vorläufige Auslieferungshaft, die Aus-
lieferungshaft und die Haft auf Grund einer Anord-
nung des Richters beim Amtsgericht gelten die Vor-
schriften der Strafprozeßordnung und, soweit der 
Verfolgte ein Jugendlicher oder ein Heranwachsen-
der ist, die des Jugendgerichtsgesetzes über den 
Vollzug der Untersuchungshaft entsprechend. 

(2) Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt bestimmt die Anstalt, in welcher der Verfolgte 
zu verwahren ist. 

(3) Die richterlichen Verfügungen trifft der Vorsit-
zende des' zuständigen Senats des Oberlandesge-
richts. 

§ 28 

Vernehmung des Verfolgten 

(1) Nach dem Eingang des Auslieferungsersu-
chens beantragt die Staatsanwaltschaft bei dem 
Oberlandesgericht die Vernehmung des Verfolgten 
bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk er sich befin-
det. 

(2) Der Richter beim Amtsgericht vernimmt den 
Verfolgten über seine persönlichen Verhältnisse, 
insbesondere über seine Staatsangehörigkeit. Er 
weist ihn darauf hin, daß er sich in jeder Lage des 
Verfahrens eines Beistands (§ 40) bedienen kann 
und daß es ihm freisteht, sich zu der ihm zur Last ge-
legten Tat zu äußern oder dazu nicht auszusagen. 
Sodann befragt er ihn, ob und gegebenenfalls aus 
welchen Gründen er Einwendungen gegen die Aus-
lieferung erheben will. Zu dem Gegenstand der Be-
schuldigung ist der Verfolgte nur zu vernehmen, 
wenn die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt dies beantragt; in den übrigen Fällen sind die 
Angaben, die der Verfolgte von sich aus hierzu 
macht, in das Protokoll aufzunehmen. 

(3) Erhebt der Verfolgte gegen die Auslieferung 
keine Einwendungen, so belehrt ihn der Richter 
beim Amtsgericht über die Möglichkeit der verein-
fachten Auslieferung und deren Rechtsfolgen (§ 41) 
und nimmt sodann dessen Erklärung zu Protokoll. 

§ 29 

Antrag auf Entscheidung 
über die Zulässigkeit der Auslieferung 

(1) Hat sich der Verfolgte nicht mit der vereinfach-
ten  Auslieferung (§ 41) einverstanden erklärt, so be- 
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antragt die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandes-
gericht die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
darüber, ob die Auslieferung zulässig ist. 

(2) Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt kann die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
auch dann beantragen, wenn sich der Verfolgte mit 
der vereinfachten Auslieferung einverstanden er-
klärt hat. 

§ 30 

Vorbereitung der Entscheidung 

(1) Reichen die Auslieferungsunterlagen zur Beur-
teilung der Zulässigkeit der Auslieferung nicht aus, 
so entscheidet das Oberlandesgericht erst, wenn 
dem ersuchenden Staat Gelegenheit gegeben wor-
den ist, ergänzende Unterlagen beizubringen. Für 
ihre Beibringung kann eine Frist gesetzt werden. 

(2) Das Oberlandesgericht kann den Verfolgten 
vernehmen. Es kann sonstige Beweise über die Zu-
lässigkeit der Auslieferung erheben. Im Fall des § 10 
Abs. 2 erstreckt sich die Beweiserhebung über die 
Zulässigkeit der Auslieferung auch darauf, ob der 
Verfolgte der ihm zur Last gelegten Tat hinreichend 
verdächtig erscheint. Art und Umfang der Beweis-
aufnahme bestimmt das Oberlandesgericht, ohne 
durch Anträge, Verzichte oder frühere Beschlüsse 
gebunden zu sein. 

(3) Das Oberlandesgericht kann eine mündliche 
Verhandlung durchführen. 

§31 

Durchführung der mündlichen Verhandlung 

(1) Von Ort und Zeit der mündlichen Verhandlung 
sind die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt, der Verfolgte und sein Beistand (§ 40) zu be-
nachrichtigen. Bei der mündlichen Verhandlung 
muß ein Vertreter der Staatsanwaltschaft bei dem 
Oberlandesgericht anwesend sein. 

(2) Befindet sich der Verfolgte in Haft, so ist er vor-
zuführen, es sei denn, daß er auf die Anwesenheit in 
der Verhandlung verzichtet hat oder daß der Vorfüh-
rung weite Entfernung, Krankheit oder andere nicht 
zu beseitigende Hindernisse entgegenstehen. Wird 
der Verfolgte zur mündlichen Verhandlung nicht 
vorgeführt, so muß ein Beistand (§ 40) seine Rechte 
in der Verhandlung wahrnehmen. In diesem Fall ist 
ihm für die mündliche Verhandlung ein Rechtsan-
walt als Beistand zu bestellen, wenn er noch keinen 
Beistand hat. 

(3) Befindet sich der Verfolgte auf freiem Fuß, so 
kann das Oberlandesgericht sein persönliches Er-
scheinen anordnen. Erscheint der ordnungsgemäß 
geladene Verfolgte nicht und ist sein Fernbleiben 
nicht genügend entschuldigt, so kann das Oberlan-
desgericht die Vorführung anordnen. 

(4) In der mündlichen Verhandlung sind die anwe-
senden Beteiligten zu hören. Über die Verhandlung 
ist ein Protokoll aufzunehmen.  

§ 32 

Entscheidung über die Zulässigkeit 

Der Beschluß über die Zulässigkeit der Ausliefe-
rung ist zu begründen. Er wird der Staatsanwalt-
schaft bei dem Oberlandesgericht, dem Verfolgten 
und seinem Beistand (§ 40) bekanntgemacht. Der 
Verfolgte erhält eine Abschrift. 

§ 33 

Erneute Entscheidung über die Zulässigkeit 

(1) Treten nach der Entscheidung des Oberlandes-
gerichts über die Zulässigkeit der Auslieferung Um-
stände ein, die eine andere Entscheidung über die 
Zulässigkeit zu begründen geeignet sind, so ent-
scheidet das Oberlandesgericht von Amts wegen, 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft bei dem Ober-
landesgericht oder auf Antrag des Verfolgten erneut 
über die Zulässigkeit der Auslieferung. 

(2) Werden nach der Entscheidung des Oberlan-
desgerichts Umstände bekannt, die eine andere Ent-
scheidung über die Zulässigkeit zu begründen geeig-
net sind, so kann das Oberlandesgericht erneut über 
die Zulässigkeit der Auslieferung entscheiden. 

(3) § 30 Abs. 2 und 3, §§ 31, 32 gelten entspre-
chend. 

(4) Das Oberlandesgericht kann den Aufschub der 
Auslieferung anordnen. 

§ 34 

Haft zur Durchführung der Auslieferung 

(1) Befindet sich der Verfolgte nach der Bewilli-
gung der Auslieferung auf freiem Fuß und ist die 
Durchführung der Auslieferung nicht auf andere 
Weise gewährleistet, so ordnet das Oberlandesge-
richt durch schriftlichen Haftbefehl die Haft zur 
Durchführung der Auslieferung an, sofern nicht der 
Vollzug eines bestehenden Auslieferungshaftbe-
fehls (§ 17) angeordnet werden kann. 

(2) In dem Haftbefehl sind anzuführen 

1. der Verfolgte, 

2. die Entscheidung, durch welche die Auslieferung 
bewilligt worden ist, sowie 

3. der Haftgrund und die Tatsachen, aus denen er 
sich ergibt. 

(3) §§ 18 bis 20 und 23 bis 27 gelten entspre-
chend. 

§ 35 

Erweiterung der Auslieferungsbewilligung 

(1) Ist die Auslieferung durchgeführt und ersucht 
der Staat, an den der Verfolgte ausgeliefert worden 
ist, wegen einer weiteren Tat um Zustimmung zur 
Verfolgung oder zur Vollstreckung einer Strafe oder 
einer sonstigen Sanktion, so kann die Zustimmung 
erteilt werden, wenn 
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1. nachgewiesen worden ist, daß der Ausgelieferte 
Gelegenheit hatte, sich zu dem Ersuchen zu äu-
ßern, und das Oberlandesgericht entschieden 
hat, daß wegen der Tat die Auslieferung zulässig 
wäre, oder 

2. nachgewiesen worden ist, daß der Ausgelieferte 
sich zu Protokoll eines Richters des ersuchenden 
Staates mit der Verfolgung oder mit der Voll-
streckung der Strafe oder der sonstigen Sanktion 
einverstanden erklärt hat, und wegen der Tat die 
Auslieferung zulässig wäre. 

Wird um Zustimmung zur Verfolgung ersucht, so ge-
nügt anstelle eines Haftbefehls oder einer Urkunde 
mit entsprechender Rechtswirkung (§ 10 Abs. 1 
Satz 1) die Urkunde einer zuständigen Stelle des er-
suchenden Staates, aus der sich die dem Verfolgten 
zur Last gelegte Tat ergibt. 

(2) Für das Verfahren gelten § 29 mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des Einverständnisses des Verfolg-
ten mit der vereinfachten Auslieferung sein Einver-
ständnis im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 tritt, 
sowie § 30 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 bis 4, Abs. 3, § 31 Abs. 1 
und 4, §§ 32, 33 Abs. 1 und 2 entsprechend. Zuständig 
für die gerichtliche Entscheidung nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 ist das Oberlandesgericht, das im Auslie-
ferungsverfahren zur Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit der Auslieferung zuständig war. 

§ 36 

Weiterlieferung 

(1) Ist die Auslieferung durchgeführt und ersucht 
eine zuständige Stelle eines ausländischen Staates 
wegen der Tat, derentwegen die Auslieferung bewil-
ligt worden ist, oder wegen einer weiteren Tat um 
Zustimmung zur Weiterlieferung, zur Überstellung 
des Ausgelieferten zum Zweck der Vollstreckung ei-
ner Strafe oder einer sonstigen Sanktion oder zur 
Abschiebung, so gilt § 35 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß wegen der Tat die 
Auslieferung an den Staat, an den der Ausgelieferte 
weitergeliefert oder überstellt werden soll, zulässig 
sein müßte. 

(2) Ist die Auslieferung noch nicht durchgeführt, 
so kann auf ein Ersuchen der in Absatz 1 bezeichne-
ten Art die Zustimmung erteilt werden, wenn wegen 
der Tat die Auslieferung an den Staat, an den der 
Ausgelieferte weitergeliefert oder überstellt werden 
soll, zulässig wäre. Für das Verfahren gelten die 
§§ 28 bis 33 entsprechend. 

§ 37 

Vorübergehende Auslieferung 

(1) Wird die bewilligte Auslieferung aufgeschoben, 
weil im Geltungsbereich dieses Gesetzes gegen den 
Verfolgten ein Strafverfahren geführt wird oder 
eine Freiheitsstrafe oder eine freiheitsentziehende 
Maßregel der Besserung und Sicherung zu vollstrek-
ken ist, so kann der Verfolgte vorübergehend ausge-
liefert werden, wenn eine zuständige Stelle des ersu-
chenden Staates hierum ersucht und zusichert, ihn  

bis zu einem bestimmten Zeitpunkt oder auf Anfor-
derung zurückzuliefern. 

(2) Auf die Rücklieferung des Verfolgten kann ver-
zichtet werden. 

(3)Wird in dem Verfahren, dessentwegen die Aus-
lieferung aufgeschoben wurde, zeitige Freiheits-
strafe oder Geldstrafe verhängt, so wird die in dem 
ersuchenden Staat bis zur Rücklieferung oder bis 
zum Verzicht auf die Rücklieferung erlittene Frei-
heitsentziehung darauf angerechnet. Ist die Auslie-
ferung aufgeschoben worden, weil gegen den Ver-
folgten zeitige Freiheitsstrafe zu vollstrecken ist, so 
gilt Satz 1 entsprechend. 

(4) Die für die Anrechnung nach Absatz 3 zustän-
dige Stelle bestimmt nach Anhörung der Staatsan-
waltschaft bei dem Oberlandesgericht den Maßstab 
nach ihrem Ermessen. Sie kann anordnen, daß die 
Anrechnung ganz oder zum Teil unterbleibt, wenn 

1. die in dem ersuchenden Staat erlittene Freiheits-
entziehung ganz oder zum Teil auf eine dort ver-
hängte oder zu vollstreckende Strafe oder son-
stige Sanktion angerechnet worden ist oder 

2. die Anrechnung im Hinblick auf das Verhalten 
des Verfolgten nach der Übergabe nicht gerecht-
fertigt ist. 

§ 38 

Herausgabe von Gegenständen 
im Auslieferungsverfahren 

(1) Im Zusammenhang mit einer Auslieferung 
können an den ersuchenden Staat ohne besonderes 
Ersuchen Gegenstände herausgegeben werden, 

1. die als Beweismittel für das ausländische Verfah-
ren dienen können oder 

2. die der Verfolgte oder ein Beteiligter durch die 
Tat, derentwegen die Auslieferung bewilligt wor-
den ist, oder als Entgelt für solche Gegenstände 
erlangt hat. 

(2) Die Herausgabe ist nur zulässig, wenn gewähr-
leistet ist, daß Rechte Dritter unberührt bleiben und 
unter Vorbehalt herausgegebene Gegenstände auf 
Verlangen unverzüglich zurückgegeben werden. 

(3) Unter den Voraussetzungen der Absätze 1 und 
2 können Gegenstände auch dann herausgegeben 
werden, wenn die bewilligte Auslieferung aus tat-
sächlichen Gründen nicht vollzogen werden kann. 

(4) Über die Zulässigkeit der Herausgabe ent-
scheidet auf Einwendungen des Verfolgten, auf An-
trag der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt oder auf Antrag desjenigen, der geltend macht, 
er würde durch die Herausgabe in seinen Rechten 
verletzt werden, das Oberlandesgericht. Erklärt das 
Oberlandesgericht die Herausgabe für zulässig, so 
kann es demjenigen, der seine Entscheidung bean-
tragt hat, die der Staatskasse erwachsenen Kosten 
auferlegen. Die Herausgabe darf nicht bewilligt wer-
den, wenn das Oberlandesgericht sie für unzulässig 
erklärt hat. 
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§ 39 

Beschlagnahme und Durchsuchung 

(1) Gegenstände, deren Herausgabe an einen aus-
ländischen Staat in Betracht kommt, können, auch 
schon vor Eingang des Auslieferungsersuchens, be-
schlagnahmt oder sonst sichergestellt werden. Zu 
diesem Zweck kann auch eine Durchsuchung vorge-
nommen werden. 

(2) Ist noch kein Oberlandesgericht mit dem Aus-
lieferungsverfahren befaßt, so werden die Beschlag-
nahme und die Durchsuchung zunächst von dem 
Amtsgericht angeordnet, in dessen Bezirk die Hand-
lungen vorzunehmen sind. 

(3) Bei Gefahr im Verzug sind die Staatsanwalt-
schaft und ihre Hilfsbeamten (§ 152 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes) befugt, die Beschlagnahme und 
die Durchsuchung anzuordnen. 

§ 40 

Beistand 

(1) Der Verfolgte kann sich in jeder Lage des Ver-
fahrens eines Beistands bedienen. 

(2) Dem Verfolgten, der noch keinen Beistand ge-
wählt hat, ist ein Rechtsanwalt als Beistand zu be-
stellen, wenn 

1. wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechts-
lage die Mitwirkung eines Beistands geboten er-
scheint, 

2. ersichtlich ist, daß der Verfolgte seine Rechte 
nicht selbst hinreichend wahrnehmen kann, 
oder 

3. der Verfolgte noch nicht achtzehn Jahre alt ist. 

(3) Die Vorschriften des 11. Abschnittes des 
I. Buches der Strafprozeßordnung mit Ausnahme 
der §§ 140,141 Abs. 1 bis 3 und § 142 Abs. 2 gelten ent-
sprechend. 

§ 41 

Vereinfachte Auslieferung 

(1) Die Auslieferung eines Ausländers, gegen den 
ein Auslieferungshaftbefehl besteht, kann auf Ersu-
chen einer zuständigen Stelle eines ausländischen 
Staates um Auslieferung oder um vorläufige Fest-
nahme zum Zweck der Auslieferung ohne Durchfüh-
rung des förmlichen Auslieferungsverfahrens bewil-
ligt werden, wenn sich der Verfolgte nach Belehrung 
zu richterlichem Protokoll mit dieser vereinfachten 
Auslieferung einverstanden erklärt hat. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 kann auf die Beachtung 
der Voraussetzungen des § 11 verzichtet werden, 
wenn sich der Verfolgte nach Belehrung zu richterli-
chem Protokoll damit einverstanden erklärt hat. 

(3) Das Einverständnis kann nicht widerrufen 
werden. 

(4) Auf Antrag der Staatsanwaltschaft bei dem 
Oberlandesgericht belehrt der Richter beim Amts- 

gericht den Verfolgten über die Möglichkeit der ver-
einfachten Auslieferung und deren Rechtsfolgen 
(Absatz 1 bis 3) und nimmt sodann dessen Erklärung 
zu Protokoll. Zuständig ist der Richter bei dem 
Amtsgericht, in dessen Bezirk sich der Verfolgte be-
findet. 

§ 42 

Anrufung des Bundesgerichtshofes 

(1) Hält das Oberlandesgericht eine Entscheidung 
des Bundesgerichtshofes für geboten, um eine 
Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung zu klä-
ren, oder will es von einer Entscheidung des Bundes-
gerichtshofes oder einer nach dem Inkrafttreten die-
ses Gesetzes ergangenen Entscheidung eines ande-
ren Oberlandesgerichts über eine Rechtsfrage in 
Auslieferungssachen abweichen, so begründet es 
seine Auffassung und holt die Entscheidung des 
Bundesgerichtshofes über die Rechtsfrage ein. 

(2) Die Entscheidung des Bundesgerichtshofes 
wird auch eingeholt, wenn der Generalbundesan-
walt oder die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlan-
desgericht dies zur Klärung einer Rechtsfrage bean-
tragt. 

(3) Der Bundesgerichtshof gibt dem Verfolgten 
Gelegenheit zur Äußerung. Die Entscheidung ergeht 
ohne mündliche Verhandlung. 

DRITTER TEIL 

Durchlieferung 

§ 43 

Zulässigkeit der Durchlieferung 

(1) Ein Ausländer, der in einem ausländischen 
Staat wegen einer Tat, die dort mit Strafe bedroht 
ist, verfolgt wird oder verurteilt worden ist, kann auf 
Ersuchen einer zuständigen Stelle dieses Staates 
zur Verfolgung oder zur Vollstreckung einer wegen 
der Tat verhängten Strafe oder sonstigen Sanktion 
durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes durch-
geliefert werden. 

(2) Ein Ausländer, der in einem ausländischen 
Staat wegen einer Tat, die dort mit Strafe bedroht 
ist, verurteilt worden ist, kann auf Ersuchen einer 
zuständigen Stelle eines anderen ausländischen 
Staates, der die Vollstreckung übernommen hat, zur 
Vollstreckung einer wegen der Tat verhängten 
Strafe oder sonstigen Sanktion durch den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes durchgeliefert werden. 

(3) Die Durchlieferung ist nur zulässig, wenn 

1. die dem Ersuchen zugrundeliegende Tat nach 
deutschem Recht mit Freiheitsstrafe bedroht ist 
oder bei sinngemäßer Umstellung des Sachver-
halts mit Freiheitsstrafe bedroht wäre und 

2. wegen der dem Ersuchen zugrunde liegenden 
Tat 
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a) im Fall des Absatzes 1 die in § 10 Abs. 1 Satz 1 
oder 

b) im Fall des Absatzes 2 die in § 10 Abs. 3 Nr. 1 
bis 3 

bezeichneten Unterlagen vorgelegt worden 
sind. 

Wird um Durchlieferung wegen mehrerer Taten er-
sucht, so genügt es, wenn die Voraussetzungen des 
Satzes 1 für mindestens eine der dem Ersuchen zu-
grundeliegenden Taten vorliegen. 

(4) Für die Durchlieferung gelten die §§ 6 bis 8 ent-
sprechend. 

§ 44 

Zuständigkeit 

(1) Die gerichtlichen Entscheidungen erläßt das 
Oberlandesgericht. § 13 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 

(2) Örtlich zuständig ist 

1. im Fall der Durchlieferung auf dem Land- oder 
Seeweg das Oberlandesgericht, indessen Bezirk 
der Verfolgte voraussichtlich in den Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes überstellt werden wird, 

2. im Fall der Durchlieferung auf dem Luftweg das 
Oberlandesgericht, in dessen Bezirk die erste 
Zwischenlandung stattfinden soll. 

(3) Ist eine Zuständigkeit nach Absatz 2 Nr. 2 nicht 
begründet, so ist das Oberlandesgericht Frankfurt 
am Main zuständig. 

§ 45 

Durchlieferungsverfahren 

(1) Erscheint die Durchlieferung zulässig, so wird 
der Verfolgte zu ihrer Sicherung in Haft gehalten. 

(2) Die Haft wird durch schriftlichen Haftbefehl 
(Durchlieferungshaftbefehl) des Oberlandesgerichts 
angeordnet. § 17 Abs. 2, § 30 Abs. 1 gelten entspre-
chend. 

(3) Die Durchlieferung darf nur bewilligt werden, 
wenn ein Durchlieferungshaftbefehl erlassen wor-
den ist. 

(4) Der Durchlieferungshaftbefehl ist dem Ver-
folgten unverzüglich nach seinem Eintreffen im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes bekanntzugeben. Der 
Verfolgte erhält eine Abschrift. 

(5) Kann die Durchlieferung voraussichtlich nicht 
bis zum Ablauf des auf die Überstellung folgenden 
Tages abgeschlossen werden, so ist der Verfolgte un-
verzüglich, spätestens am Tag nach seinem Eintref-
fen im Geltungsbereich dieses Gesetzes, dem Rich-
ter des nächsten Amtsgerichts vorzuführen. Der 
Richter beim Amtsgericht vernimmt ihn über seine 
persönlichen Verhältnisse, insbesondere über seine 
Staatsangehörigkeit. Er weist ihn darauf hin, daß er 
sich in jeder Lage des Verfahrens eines Beistands 
(§ 40) bedienen kann und daß es ihm freisteht, sich 

zu der ihm zur Last gelegten Tat zu äußern oder 
dazu nicht auszusagen. Sodann befragt er ihn, ob 
und gegebenenfalls aus welchen Gründen er Ein-
wendungen gegen den Durchlieferungshaftbefehl 
oder gegen die Zulässigkeit der Durchlieferung er-
heben will. Erhebt der Verfolgte Einwendungen, die 
nicht offensichtlich unbegründet sind, oder hat der 
Richter beim Amtsgericht Bedenken gegen die Auf-
rechterhaltung der Haft oder gegen die Zulässigkeit 
der Durchlieferung, so teilt er dies der Staatsanwalt-
schaft bei dem Oberlandesgericht unverzüglich und 
auf dem schnellsten Weg mit. Diese führt unverzüg-
lich die Entscheidung des Oberlandesgerichts her-
bei. 

(6) §§ 24, 27, 33 Abs. 1, 2 und 4, §§ 40 und 42 gelten 
entsprechend, ebenso § 26 Abs. 1 mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der Frist von zwei Monaten eine 
Frist von einem Monat tritt. 

(7) Die bei einer Durchlieferung übernommenen 
Gegenstände können ohne besonderes Ersuchen 
gleichzeitig mit der Überstellung des Verfolgten her-
ausgegeben werden. 

§ 46 

Durchlieferung bei vorübergehender Auslieferung 

(1) Ist die Durchlieferung bewilligt worden, so 
kann der Verfolgte auf Ersuchen einer zuständigen 
Stelle des ersuchenden Staates zunächst zum Voll-
zug einer vorübergehenden Auslieferung und einer 
nachfolgenden Rücklieferung durch den Geltungs

-

bereich dieses Gesetzes durchgeliefert werden. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 ist der Durchlieferungs-
haftbefehl auch auf die weiteren Überstellungsfälle 
zu erstrecken. 

§ 47 

Unvorhergesehene Zwischenlandung 
bei Beförderung auf dem Luftweg  

(1) Hat eine zuständige Stelle eines ausländischen 
Staates angekündigt, sie werde einen Ausländer 
zum Zweck der Auslieferung auf dem Luftweg ohne 
Zwischenlandung durch den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes befördern lassen, und mitgeteilt, daß die 
gemäß § 43 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 erforderlichen 
Unterlagen vorliegen, so wird die Ankündigung im 
Fall einer unvorhergesehenen Zwischenlandung als 
Ersuchen um Durchlieferung behandelt. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
vor, so sind die Staatsanwaltschaft und die Beamten 
des Polizeidienstes zur vorläufigen Festnahme be-
fugt. 

(3) Der Verfolgte ist unverzüglich, spätestens am 
Tag nach der Festnahme, dem Richter des nächsten 
Amtsgerichts vorzuführen. Der Richter beim Amts-
gericht vernimmt ihn über seine persönlichen Ver-
hältnisse, insbesondere über seine Staatsangehörig-
keit. Er weist ihn darauf hin, daß er sich in jeder 
Lage des Verfahrens eines Beistands (§ 40) bedienen 
kann und daß es ihm freisteht, sich zu der ihm zur 
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Last gelegten Tat zu äußern oder dazu nicht auszu-
sagen. Sodann befragt er ihn, ob und gegebenenfalls 
aus welchen Gründen er Einwendungen gegen die 
Durchlieferung oder dagegen erheben will, daß er 
festgehalten wird. 

(4) Ergibt sich bei der Vernehmung, daß der Vorge-
führte nicht die in der Ankündigung bezeichnete 
Person ist, so ordnet der Richter beim Amtsgericht 
seine Freilassung an. Andernfalls ordnet der Richter 
beim Amtsgericht an, daß der Verfolgte bis zur Ent-
scheidung des Oberlandesgerichts festzuhalten ist. 
§ 21 Abs. 4 Satz 2, Abs. 7 gilt entsprechend. 

(5) Der Durchlieferungshaftbefehl kann schon vor 
Eingang der in § 43 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 aufgeführten 
Unterlagen erlassen werden. Er ist dem Verfolgten 
unverzüglich bekanntzugeben. Der Verfolgte erhält 
eine Abschrift. 

(6) Der Durchlieferungshaftbefehl ist aufzuheben, 
wenn der Verfolgte seit dem Tag der vorläufigen 
Festnahme insgesamt 45 Tage zum Zweck der 
Durchlieferung in Haft ist, ohne daß die Durchliefe-
rungsunterlagen eingegangen sind. Hat ein außer-
europäischer Staat die Beförderung gemäß Absatz 1 
angekündigt, so beträgt die Frist zwei Monate. 

(7) Nach dem Eingang der Unterlagen beantragt 
die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht 
die Vernehmung des Verfolgten durch den Richter 
des Amtsgerichts, in dessen Bezirk sich der Ver-
folgte befindet. § 45 Abs. 5 Satz 2 bis 4 gilt entspre-
chend. Sodann beantragt die Staatsanwaltschaft bei 
dem Oberlandesgericht die Entscheidung des Ober-
landesgerichts darüber, ob der Durchlieferungshaft-
befehl aufrechtzuerhalten ist. 

(8) Die Durchlieferung darf nur bewilligt werden, 
wenn das Oberlandesgericht den Durchlieferungs-
haftbefehl aufrechterhalten hat. 

VIERTER TEIL 

Rechtshilfe durch Vollstreckung 
ausländischer Erkenntnisse 

§ 48 

Grundsatz 

Rechtshilfe kann für ein Verfahren in einer straf-
rechtlichen Angelegenheit durch Vollstreckung ei-
ner im Ausland rechtskräftig verhängten Strafe 
oder sonstigen Sanktion geleistet werden, wenn 

1. eine nach Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes 
durch Gesetz gebilligte völkerrechtliche Verein-
barung dies vorsieht oder 

2. gegen einen Deutschen in einem ausländischen 
Staat eine freiheitsentziehende Sanktion ver-
hängt worden ist. 

§ 49 

Weitere Voraussetzungen der Zulässigkeit 

(1) Die Vollstreckung ist nur zulässig, wenn 

1. eine zuständige Stelle des ausländischen Staates 
unter Vorlage des vollständigen rechtskräftigen 
und vollstreckbaren Erkenntnisses darum er-
sucht hat, 

2. in dem Verfahren, das dem ausländischen Er-
- kenntnis zugrunde liegt, dem Verurteilten recht-
liches Gehör gewährt, eine angemessene Vertei-
digung ermöglicht und die Sanktion von einem 
unabhängigen Gericht oder, soweit es sich um 
eine Geldbuße handelt, von einer Stelle verhängt 
worden ist, gegen deren Entscheidung ein unab-
hängiges Gericht angerufen werden kann, 

3. auch nach dem im Geltungsbereich dieses Geset-
zes geltenden Recht, ungeachtet etwaiger Ver-
fahrenshindernisse und gegebenenfalls nach 
sinngemäßer Umstellung des Sachverhalts, we-
gen der Tat, wie sie dem ausländischen Erkennt-
nis zugrunde liegt, eine Strafe, Maßregel der Bes-
serung und Sicherung oder Geldbuße hätte ver-
hängt werden können, 

4. die Vollstreckung nicht nach dem im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes geltenden Recht verjährt 
ist oder bei sinngemäßer Umstellung des Sach-
verhalts verjährt wäre und 

5. keine Entscheidung der in § 9 Nr. 1 genannten 
Art ergangen ist. 

(2) Im Fall des § 48 Nr. 2 ist die Vollstreckung 
ferner nur zulässig, wenn sich der Verurteilte nach 
Belehrung zu Protokoll eines Richters des ersuchten 
oder des ersuchenden Staates oder eines zur Beur-
kundung von Willenserklärungen ermächtigten Be-
rufskonsularbeamten damit einverstanden erklärt 
hat. Das Einverständnis kann nicht widerrufen wer-
den. 

(3) Sieht das im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
geltende Recht Sanktionen, die der im ausländi-
schen Staat verhängten Sanktion ihrer Art nach ent-
sprechen, nicht vor, so ist die Vollstreckung nicht zu-
lässig. 

(4) Die Vollstreckung der Anordnung des Verfalls 
eines Vermögensvorteils oder der Einziehung eines 
Gegenstandes ist nicht zulässig. Der Entzug oder die 
Aussetzung eines Rechts, ein Verbot sowie der Ver-
lust einer Fähigkeit werden nicht auf den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes erstreckt. 

§ 50 

Sachliche Zuständigkeit 

Über die Vollstreckbarkeit eines ausländischen 
Erkenntnisses entscheidet das Landgericht. Die 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht bereitet die 
Entscheidung vor. 

§51 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Die örtliche Zuständigkeit für die Entschei-
dung über die Vollstreckbarkeit eines ausländischen 
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Erkenntnisses richtet sich nach dem Wohnsitz des 
Verurteilten. Hat der Verurteilte keinen Wohnsitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so richtet sich 
die Zuständigkeit nach seinem gewöhnlichen Auf-
enthaltsort oder, wenn ein solcher nicht bekannt ist, 
nach seinem letzten Wohnsitz, sonst nach dem Ort, 
wo er ergriffen oder, falls eine Ergreifung nicht er-
folgt, zuerst ermittelt wird. 

(2) Solange eine Zuständigkeit nach Absatz 1 nicht 
festgestellt werden kann, richtet sich die Zuständig-
keit nach dem Sitz der Bundesregierung. 

§ 52 

Vorbereitung der Entscheidung 

(1) Reichen die übermittelten Unterlagen zur Be-
urteilung der Zulässigkeit der Vollstreckung nicht 
aus, so entscheidet das Gericht erst, wenn dem ersu-
chenden Staat Gelegenheit gegeben worden ist, er-
gänzende Unterlagen beizubringen. 

(2) § 30 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 und 4, Abs. 3, § 31 
Abs. 1 und 4 gelten entsprechend. Befindet sich der 
Verurteilte im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so 
gelten auch § 30 Abs. 2 Satz 1, § 31 Abs. 2 und 3 ent-
sprechend. 

(3) Der Verurteilte muß vor der Entscheidung Ge-
legenheit erhalten, sich zu äußern. 

§ 53 

Beistand 

(1) Der Verurteilte kann sich in jeder Lage des 
Verfahrens eines Beistands bedienen. 

(2) Dem Verurteilten, der noch keinen Beistand 
gewählt hat, ist ein Rechtsanwalt als Beistand zu be-
stellen, wenn 

1. wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechts-
lage die Mitwirkung eines Beistands geboten er-
scheint, 

2. ersichtlich ist, daß der Verurteilte seine Rechte 
nicht selbst hinreichend wahrnehmen kann, 
oder 

3. der Verurteilte sich außerhalb des Geltungsbe-
reichs dieses Gesetzes in Haft befindet und Zwei-
fel bestehen, ob er seine Rechte selbst hinrei-
chend wahrnehmen kann. 

(3) Die Vorschriften des 11. Abschnittes des 
I. Buches der Strafprozeßordnung mit Ausnahme 
der §§ 140,141 Abs. 1 bis 3 und § 142 Abs. 2 gelten ent-
sprechend. 

§ 54 

Umwandlung der ausländischen Sanktion 

(1) Soweit die Vollstreckung des ausländischen Er-
kenntnisses zulässig ist, wird es für vollstreckbar er-
klärt. Zugleich ist die insoweit verhängte Sanktion 
in die ihr im deutschen Recht am meisten entspre-
chende Sanktion umzuwandeln. Für die Höhe der 
festzusetzenden Sanktion ist das ausländische Er

-

kenntnis maßgebend; sie darf jedoch das Höchst-
maß der im Geltungsbereich dieses Gesetzes für die 
Tat angedrohten Sanktion nicht überschreiten. An 
die Stelle dieses Höchstmaßes tritt ein Höchstmaß 
von zwei Jahren Freiheitsentzug, wenn die Tat im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 

1. im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren bedroht ist oder 

2. als Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße bedroht 
ist, die ausländische Sanktion jedoch nach Satz 2 
in eine freiheitsentziehende Sanktion umzuwan-
deln ist. 

(2) Bei der Umwandlung einer Geldstrafe oder ei-
ner Geldbuße wird der in ausländischer Währung 
berechnete Geldbetrag nach dem im Zeitpunkt des 
ausländischen Erkenntnisses maßgeblichen Kurs-
wert in Deutsche Mark umgerechnet. 

(3) Bei der Umwandlung einer gegen einen Ju-
gendlichen oder einen Heranwachsenden verhäng-
ten Sanktion gelten die Vorschriften des Jugendge-
richtsgesetzes entsprechend. 

(4) Auf die festzusetzende Sanktion sind der Teil 
der Sanktion, der in dem ersuchenden Staat oder in 
einem dritten Staat gegen den Verurteilten wegen 
der Tat bereits vollstreckt worden ist, sowie nach 
§ 58 erlittene Haft anzurechnen. Ist die Anrechnung 
bei der Entscheidung über die Vollstreckbarkeit un-
terblieben oder treten danach die Voraussetzungen 
für die Anrechnung ein, so ist die Entscheidung zu 
ergänzen. 

§ 55 

Entscheidung über die Vollstreckbarkeit 

(1) Über die Vollstreckbarkeit entscheidet das 
Landgericht durch Beschluß. Soweit das ausländi-
sche Erkenntnis für vollstreckbar erklärt wird, sind 
das Erkenntnis sowie Art und Höhe der zu vollstrek-
kenden Sanktion in der Entscheidungsformel anzu-
geben. 

(2) Gegen den Beschluß des Landgerichts können 
die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht und der 
Verurteilte sofortige Beschwerde einlegen. Für das 
weitere Verfahren gilt § 42 entsprechend. 

(3) Die rechtskräftigen Entscheidungen des Ge-
richts sind dem Bundeszentralregister durch Über-
sendung einer Ausfertigung mitzuteilen. Dies gilt 
nicht, soweit die in dem ausländischen Erkenntnis 
verhängte Sanktion in eine Geldbuße umgewandelt 
worden ist. Ist das ausländische Erkenntnis im Bun-
deszentralregister einzutragen, so ist die Entschei-
dung über die Vollstreckbarkeit bei der Eintragung 
zu vermerken. §§ 14 bis 18 des Bundeszentralregi-
stergesetzes gelten entsprechend. 

§ 56 

Bewilligung der Rechtshilfe 

(1) Die Rechtshilfe darf nur bewilligt werden, 
wenn das ausländische Erkenntnis für vollstreckbar 
erklärt worden ist. 
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(2) Die Entscheidung über die Bewilligung der 
Rechtshilfe ist dem Bundeszentralregister mitzutei-
len. § 55 Abs. 3 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(3) Wird die Rechtshilfe bewilligt, so darf die Tat 
nach deutschem Recht nicht mehr verfolgt wer-
den. 

§ 57 

Vollstreckung und Vollzug 

(1) Nach Bewilligung der Rechtshilfe führt die 
nach § 50 Satz 2 zuständige Staatsanwaltschaft als 
Vollstreckungsbehörde die Vollstreckung durch. 

(2) Die Vollstreckung des Restes einer freiheits-
entziehenden Sanktion kann zur Bewährung ausge-
setzt werden. Die Vorschriften des Strafgesetzbu-
ches gelten entsprechend. 

(3) Die Entscheidung nach Absatz 2 und die nach-
träglichen Entscheidungen, die sich auf eine Straf-
aussetzung zur Bewährung beziehen, trifft das nach 
§ 462 a Abs. 1 Satz 1 und 2 der Strafprozeßordnung 
zuständige Gericht oder, falls eine Zuständigkeit 
nach dieser Vorschrift nicht begründet ist, das für 
die Entscheidung nach § 50 zuständige Gericht. 

(4) Für die Vollstreckung einer Sanktion, die in 
eine nach dem Jugendgerichtsgesetz zulässige 
Sanktion umgewandelt worden ist, gelten die Vor-
schriften des Jugendgerichtsgesetzes entspre-
chend. 

(5) Der Vollzug der umgewandelten Sanktion rich-
tet sich nach den Vorschriften, die auf eine im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes verhängte Sanktion 
anwendbar wären. 

(6) Von der Vollstreckung ist abzusehen, wenn 
eine zuständige Stelle des ersuchenden Staates mit-
teilt, daß die Voraussetzungen für die Vollstreckung 
entfallen sind. 

§ 58 

Haft zur Sicherung der Vollstreckung 

(1) Ist ein Vollstreckungsersuchen im Sinne des 
§ 49 Abs. 1 Nr. 1 eingegangen, so kann zur Sicherung 
der Vollstreckung einer freiheitsentziehenden 
Sanktion gegen den Verurteilten die Haft angeord-
net werden, wenn auf Grund bestimmter Tatsa-
chen 

1. der Verdacht begründet ist, daß er sich dem Ver-
fahren über die Vollstreckbarkeit oder der Voll-
streckung entziehen werde, oder 

2. der dringende Verdacht begründet ist, daß er in 
dem Verfahren über die Vollstreckbarkeit in un-
lauterer Weise die Ermittlung der Wahrheit er-
schweren werde. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Vollstreckung von 
vornherein unzulässig erscheint. 

(3) Die Haftentscheidung trifft das für die Ent-
scheidung nach § 50 zuständige Gericht. §§ 17, 18, 20, 
23 bis 27 gelten entsprechend. An  die  Stelle des 

Oberlandesgerichts tritt das Landgericht, an die 
Stelle der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandes-
gericht die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht. 
Gegen die Entscheidungen des Landgerichts ist die 
Beschwerde zulässig. 

FÜNFTER TEIL 

Sonstige Rechtshilfe 

§ 59 

Zulässigkeit der Rechtshilfe 

(1) Auf Ersuchen einer zuständigen Stelle eines 
ausländischen Staates kann sonstige Rechtshilfe in 
einer strafrechtlichen Angelegenheit geleistet wer-
den. 

(2) Rechtshilfe im Sinne des Absatzes 1 ist jede 
Unterstützung, die für ein ausländisches Verfahren 
in einer strafrechtlichen Angelegenheit gewährt 
wird, unabhängig davon, ob das ausländische Ver-
fahren von einem Gericht oder von einer Behörde 
betrieben wird und ob die Rechtshilfehandlung von 
einem Gericht oder von einer Behörde vorzunehmen 
ist. 

(3) Die Rechtshilfe darf nur geleistet werden, 
wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter denen 
deutsche Gerichte oder Behörden einander in ent-
sprechenden Fällen Rechtshilfe leisten könnte. 

§ 60 

Leistung der Rechtshilfe 

Hält die für die Bewilligung der Rechtshilfe zu-
ständige Behörde die Voraussetzungen für die Lei-
stung der Rechtshilfe für gegeben, so ist die für die 
Leistung der Rechtshilfe zuständige Behörde hieran 
gebunden. § 61 bleibt unberührt. 

§61 

Gerichtliche Entscheidung 

(1) Hält ein Gericht, das für die Leistung der 
Rechtshilfe zuständig ist, die Voraussetzungen für 
die Leistung der Rechtshilfe für nicht gegeben, so 
begründet es seine Auffassung und holt die Ent-
scheidung des Oberlandesgerichts ein. Das Ober-
landesgericht entscheidet ferner auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht oder 
im Fall des § 66 auf Antrag desjenigen, der geltend 
macht, er würde durch die Herausgabe in seinen 
Rechten verletzt werden, darüber, ob die Vorausset-
zungen für die Leistung der Rechtshilfe gegeben 
sind. Für das Verfahren vor dem Oberlandesgericht 
gelten §§ 30, 31 Abs. 1, 3 und 4, §§ 32, 33 Abs. 1, 2 und 4, 
§ 38 Abs. 4 Satz 2, § 40 Abs. 1 sowie die Vorschriften 
des 11. Abschnittes des I. Buches der Strafprozeß-
ordnung mit Ausnahme der §§ 140 bis 143 entspre-
chend. Für das weitere Verfahren gilt § 42 entspre-
chend. 
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(2) Örtlich zuständig sind das Oberlandesgericht 
und die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt, in deren Bezirk die Rechtshilfe geleistet wer-
den soll oder geleistet worden ist. Sind Rechtshilfe-
handlungen in den Bezirken verschiedener Ober-
landesgerichte vorzunehmen oder vorgenommen 
worden, so richtet sich die Zuständigkeit danach, 
welches Oberlandesgericht oder, solange noch kein 
Oberlandesgericht befaßt ist, welche Staatsanwalt-
schaft bei dem Oberlandesgericht zuerst mit der Sa-
che befaßt wurde. 

(3) Die Entscheidung des Oberlandesgerichts ist 
für die Gerichte und Behörden, die für die Leistung 
der Rechtshilfe zuständig sind, bindend. 

(4) Die Rechtshilfe darf nicht bewilligt werden, 
wenn das Oberlandesgericht entschieden hat, daß 
die Voraussetzungen für die Leistung der Rechts-
hilfe nicht vorliegen. 

§ 62 

Vorübergehende Überstellung in das Ausland 
für ein ausländisches Verfahren 

(1) Wer sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
in Untersuchungs- oder Strafhaft befindet oder auf 
Grund der Anordnung einer freiheitsentziehenden 
Maßregel der Besserung und Sicherung unterge-
bracht ist, kann an einen ausländischen Staat auf 
Ersuchen einer zuständigen Stelle dieses Staates für 
ein dort anhängiges Verfahren als Zeuge zur Ver-
nehmung, zur Gegenüberstellung oder zur Ein-
nahme eines Augenscheins vorübergehend über-
stellt werden, wenn 

1. er sich nach Belehrung zu Protokoll eines Rich-
ters damit einverstanden erklärt hat, 

2. nicht zu erwarten ist, daß infolge der Überstel-
lung die Freiheitsentziehung verlängert oder der 
Zweck des Strafverfahrens beeinträchtigt wer-
den wird, 

3. gewährleistet ist, daß der Betroffene während 
der Zeit seiner Überstellung nicht bestraft, einer 
sonstigen Sanktion unterworfen oder durch 
Maßnahmen, die nicht auch in seiner Abwesen-
heit getroffen werden können, verfolgt werden 
wird und daß er im Fall seiner Freilassung den 
ersuchenden Staat verlassen darf, und 

4. gewährleistet ist, daß der Betroffene unverzüg-
lich nach der Beweiserhebung zurücküberstellt 
werden wird, es sei denn, daß darauf verzichtet 
worden ist. 

Das Einverständnis (Satz 1 Nr. 1) kann nicht wider-
rufen werden. 

(2) Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge-
richt bereitet die Überstellung vor und führt sie 
durch. Örtlich zuständig ist die Staatsanwaltschaft 
bei dem Oberlandesgericht, in dessen Bezirk die 
Freiheitsentziehung vollzogen wird. 

(3) Die in dem ersuchenden Staat erlittene Frei-
heitsentziehung wird auf die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zu vollziehende Freiheitsentzie-
hung angerechnet. § 37 Abs. 4 gilt entsprechend.  

§ 63 

Vorübergehende Überstellung aus dem Ausland 
für ein ausländisches Verfahren 

(1) Wer sich in einem ausländischen Staat in Un-
tersuchungs- oder Strafhaft befindet oder auf Grund 
der Anordnung einer freiheitsentziehenden Maßre-
gel untergebracht ist, kann für ein dort anhängiges 
Verfahren auf Ersuchen einer zuständigen Stelle 
dieses Staates zu einer Beweiserhebung vorüberge-
hend in den Geltungsbereich dieses Gesetzes über-
nommen und nach der Beweiserhebung zurücküber-
stellt werden. Zur Sicherung seiner Rücküberstel-
lung wird der Betroffene in Haft gehalten. 

(2) Die Haft wird durch schriftlichen Haftbefehl 
angeordnet. In dem Haftbefehl sind anzuführen 

1. der Betroffene, 

2. das Ersuchen um Beweiserhebung in Anwesen-
heit des Betroffenen sowie 

3. der Haftgrund. 

(3) Die Haftentscheidung trifft der Richter, der die 
Rechtshilfehandlung vornehmen soll, oder der Rich-
ter bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk die Be-
hörde ihren Sitz hat, welche die Rechtshilfehand-
lung vornehmen soll. Die Entscheidung ist unan-
fechtbar. 

(4) §§ 27, 45 Abs. 4 und § 62 Abs. 2 Satz 1 gelten ent-
sprechend. 

§ 64 

Durchbeförderung von Zeugen 

(1) Ein Ausländer, der sich in einem ausländischen 
Staat in Untersuchungs- oder Strafhaft befindet 
oder auf Grund der Anordnung einer freiheitsentzie-
henden Maßregel untergebracht ist, kann auf Ersu-
chen einer zuständigen Stelle als Zeuge zur Verneh-
mung, zur Gegenüberstellung oder zur Einnahme ei-
nes Augenscheins durch den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes in einen dritten Staat befördert und nach 
der Beweiserhebung zurückbefördert werden. 

(2) Zur Sicherung der Durchbeförderung wird der 
Betroffene in Haft gehalten. §§ 27, 30 Abs. 1, §§ 42, 44, 
45 Abs. 3 und 4, §§ 47, 63 Abs. 2 gelten entspre-
chend. 

§ 65 

Durchbeförderung zur Vollstreckung 

Für die Durchbeförderung eines Ausländers zur 
Vollstreckung einer Strafe oder sonstigen Sanktion 
aus dem Staat, in dem er verurteilt worden ist, durch 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes in einen aus-
ländischen Staat, der die Vollstreckung übernom-
men hat, gelten § 43 Abs. 2 bis 4, §§ 44, 45 und 47 ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß das Ersuchen auch 
von einer zuständigen Stelle des Urteilsstaates ge-
stellt werden kann. 
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§ 66 

Herausgabe von Gegenständen 

(1) Auf Ersuchen einer zuständigen Stelle eines 
ausländischen Staates können Gegenstände heraus-
gegeben werden, 

1. die als Beweismittel für ein ausländisches Ver-
fahren dienen können oder 

2. die der Betroffene oder ein Beteiligter durch die 
dem Ersuchen zugrundeliegende Tat oder als 
Entgelt für solche Gegenstände erlangt hat. 

(2) Die Herausgabe ist nur zulässig, wenn 

1. die dem Ersuchen zugrundeliegende Tat auch 
nach deutschem Recht eine rechtswidrige Tat ist, 
die den Tatbestand eines Strafgesetzes oder ei-
nes Gesetzes verwirklicht, das die Ahndung mit 
einer Geldbuße zuläßt, oder wenn sie bei sinnge-
mäßer Umstellung des Sachverhalts auch nach 
deutschem Recht eine solche Tat wäre, 

2. eine Beschlagnahmeanordnung einer zuständi-
gen Stelle des ersuchenden Staates vorgelegt 
wird oder aus einer Erklärung einer solchen 
Stelle hervorgeht, daß die Voraussetzungen der 
Beschlagnahme vorlägen, wenn die Gegenstände 
sich im ersuchenden Staat befänden, und 

3. gewährleistet ist, daß Rechte Dritter unberührt 
bleiben und unter Vorbehalt herausgegebene Ge-
genstände auf Verlangen unverzüglich zurückge-
geben werden. 

(3) Die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht 
bereitet die Entscheidung über die Herausgabe vor 
und führt die bewilligte Herausgabe durch. Örtlich 
zuständig ist die Staatsanwaltschaft bei dem Land-
gericht, in dessen Bezirk sich die Gegenstände be-
finden. § 61 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 67 

Beschlagnahme und Durchsuchung 

(1) Gegenstände, deren Herausgabe an einen aus-
ländischen Staat in Betracht kommt, können, auch 
schon vor Eingang des Ersuchens um Herausgabe, 
beschlagnahmt oder sonst sichergestellt werden. Zu 
diesem Zweck kann auch eine Durchsuchung vorge-
nommen werden. 

(2) Gegenstände können unter den Voraussetzun-
gen des § 66 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 1 auch dann be-
schlagnahmt oder sonst sichergestellt werden, wenn 
dies zur Erledigung eines nicht auf Herausgabe der 
Gegenstände gerichteten Ersuchens erforderlich ist. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Die Beschlagnahme und die Durchsuchung 
werden von dem Amtsgericht angeordnet, in dessen 
Bezirk die Handlungen vorzunehmen sind. § 61 
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Bei Gefahr im Verzug sind die Staatsanwalt-
schaft und ihre Hilfsbeamten (§ 152 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes) befugt, die Beschlagnahme und 
die Durchsuchung anzuordnen. 

SECHSTER TEIL 

Ausgehende Ersuchen 

§ 68 

Rücklieferung 

(1) Ein Verfolgter, der für ein im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gegen ihn geführtes Strafverfahren 
auf Ersuchen unter der Bedingung späterer Rücklie-
ferung vorübergehend ausgeliefert worden ist, wird 
zum vereinbarten Zeitpunkt an den ersuchten Staat 
zurückgeliefert, sofern dieser nicht darauf verzich-
tet. Zuständig für die Anordnung und Durchführung 
der Rücklieferung ist die Staatsanwaltschaft, die an 
dem in Satz 1 bezeichneten Strafverfahren beteiligt 
ist. 

(2) Gegen den Verfolgten kann durch schriftlichen 
Haftbefehl die Haft angeordnet werden, wenn die 
Rücklieferung sonst nicht gewährleistet wäre. In 
dem Haftbefehl sind anzuführen 

1. der Verfolgte, 

2. der Staat, an den die Rücklieferung erfolgen soll, 
sowie 

3. die Gründe, welche die Haftanordnung rechtfer-
tigen. 

(3) Die Haftentscheidung trifft das Gericht, das in 
dem in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Strafverfahren 
für die Anordnung von freiheitsentziehenden Maß-
nahmen jeweils zuständig ist. Die Entscheidung ist 
unanfechtbar. 

(4) §§ 18, 19, 24, 25, 27 und 45 Abs. 4 gelten entspre-
chend. 

§ 69 

Vorübergehende Uberstellung aus dem Ausland 
für ein deutsches Verfahren 

(1) Eine in einem ausländischen Staat in Untersu-
chungs- oder Strafhaft befindliche oder auf Grund 
der Anordnung einer freiheitsentziehenden Maßre-
gel untergebrachte Person, die einem deutschen Ge-
richt oder einer deutschen Behörde auf Ersuchen als 
Zeuge zur Vernehmung, zur Gegenüberstellung oder 
zur Einnahme eines Augenscheins vorübergehend 
überstellt worden ist, wird während ihres Aufent-
halts im Geltungsbereich dieses Gesetzes zur Siche-
rung ihrer Rücküberstellung in Haft gehalten. 

(2) Die Haftentscheidung trifft das Gericht, das 
mit der Sache befaßt ist, im vorbereitenden Verfah-
ren der Richter bei dem Amtsgericht, in dessen Be-
zirk die das Verfahren führende Staatsanwaltschaft 
ihren Sitz hat. Die Entscheidung ist unanfechtbar. 

(3) §§ 27, 45 Abs. 4, § 62 Abs. 2 Satz 1, § 63 Abs. 2 gel-
ten entsprechend. 

§ 70 

Vorübergehende Uberstellung in das Ausland 
für ein deutsches Verfahren 

Wer sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes in 
Untersuchungs- oder Strafhaft befindet oder auf 
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Grund der Anordnung einer freiheitsentziehenden 
Maßregel der Besserung und Sicherung unterge-
bracht ist, kann zu einer Beweiserhebung für ein im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes geführtes Strafver-
fahren an einen ausländischen Staat überstellt wer-
den, wenn die Voraussetzungen des § 62 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1, 3 und 4 vorliegen. § 62 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 
3 gilt entsprechend. 

§71 

Ersuchen um Vollstreckung 

(1) Ein ausländischer Staat kann um Vollstrek-
kung einer im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge-
gen einen Ausländer verhängten Strafe oder sonsti-
gen Sanktion ersucht werden, wenn 

1. der Verurteilte in dem ausländischen Staat sei-
nen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat 
oder sich dort aufhält und nicht ausgeliefert wird, 
weil ein Auslieferungsersuchen nicht gestellt 
oder abgelehnt wird oder die Auslieferung nicht 
ausführbar ist, oder 

2. die Vollstreckung in dem ersuchten Staat im In-
teresse des Verurteilten oder im öffentlichen In-
teresse liegt. 

Die Überstellung des Verurteilten darf nur zur Voll-
streckung einer freiheitsentziehenden Sanktion er-
folgen; § 6 Abs. 2, § 11 gelten entsprechend. 

(2) Ein ausländischer Staat kann um Vollstrek-
kung einer im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge-
gen einen Deutschen verhängten Strafe oder sonsti-
gen Sanktion ersucht werden, wenn 

1. der Verurteilte in dem ausländischen Staat sei-
nen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat 
oder sich dort aufhält, 

2. der Verurteilte nicht ausgeliefert wird, weil ein 
Auslieferungsersuchen nicht gestellt oder abge-
lehnt wird oder die Auslieferung nicht ausführ-
bar ist, und 

3. dem Verurteilten durch die Vollstreckung in dem 
ausländischen Staat keine erheblichen, außer-
halb des Strafzwecks liegenden Nachteile er-
wachsen. 

Hält sich der Verurteilte nicht in dem ausländischen 
Staat auf, so darf um Vollstreckung einer freiheits-
entziehenden Sanktion ferner nur ersucht werden, 
wenn sich der Verurteilte nach Belehrung zu Proto-
koll eines Richters oder eines zur Beurkundung von 
Willenserklärungen ermächtigten Berufskonsular-
beamten damit einverstanden erklärt hat. Das Ein-
verständnis kann nicht widerrufen werden. 

(3) Um Vollstreckung darf nur ersucht werden, 
wenn gewährleistet ist, daß der ersuchte Staat eine 
Rücknahme oder eine Beschränkung des Ersuchens 
beachten wird. 

(4) Um Vollstreckung einer freiheitsentziehenden 
Sanktion darf nur ersucht werden, wenn das Gericht 
die Vollstreckung in dem ersuchten Staat für zuläs-
sig erklärt hat. Über die Zulässigkeit entscheidet das 
Landgericht durch Beschluß. Die örtliche Zuständig-
keit richtet sich nach dem Sitz des Gerichts, das die  

zu vollstreckende Strafe oder sonstige Sanktion ver-
hängt hat oder, wenn gegen den Verurteilten im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes eine Freiheitsstrafe 
vollstreckt wird, nach § 462 a Abs. 1 Satz 1 und 2 der 
Strafprozeßordnung. § 30 Abs. 2 Satz 2 und 4, Abs. 3, 
§ 31 Abs. 1 und 4, § 50 Satz 2, § 52 Abs. 3, §§ 53, 55 
Abs. 2 gelten entsprechend. Befindet sich der Verur-
teilte im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so gelten 
auch § 30 Abs. 2 Satz 1, § 31 Abs. 2 und 3 entspre-
chend. 

(5) Die deutsche Vollstreckungsbehörde sieht von 
der Vollstreckung ab, soweit der ersuchte Staat sie 
übernommen und durchgeführt hat. Sie kann die 
Vollstreckung fortsetzen, soweit der ersuchte Staat 
sie nicht zu Ende geführt hat. 

§ 72 

Bedingungen 

Bedingungen, die der ersuchte Staat an die 
Rechtshilfe geknüpft hat, sind zu beachten. 

SIEBENTER TEIL 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 73 

Grenze der Rechtshilfe 

Die Leistung von Rechtshilfe ist unzulässig, wenn 
sie wesentlichen Grundsätzen der deutschen 
Rechtsordnung widersprechen würde. 

§ 74 

Zuständigkeit des Bundes 

(1) Über ausländische Rechtshilfeersuchen und 
über die Stellung von Ersuchen an ausländische 
Staaten um Rechtshilfe entscheidet der Bundesmi-
nister der Justiz im Einvernehmen mit dem Auswär-
tigen Amt und mit anderen Bundesministern, deren 
Geschäftsbereich von der Rechtshilfe betroffen 
wird. Ist für die Leistung der Rechtshilfe eine Be-
hörde zuständig, die dem Geschäftsbereich eines an-
deren Bundesministers angehört, so tritt dieser an 
die Stelle des Bundesministers der Justiz. Die nach 
Satz 1 und 2 zuständigen Bundesminister können 
die Ausübung ihrer Befugnisse auf nachgeordnete 
Bundesbehörden übertragen. 

(2) Die Bundesregierung kann die Ausübung der 
Befugnis, über ausländische Rechtshilfeersuchen zu 
entscheiden und ausländische Staaten um Rechts-
hilfe zu ersuchen, im Wege einer Vereinbarung auf 
die Landesregierungen übertragen. Die Landesre-
gierungen haben das Recht zur weiteren Übertra-
gung. 

§ 75 

Kosten 

Auf die Erstattung von Kosten der Rechtshilfe 
kann gegenüber dem ersuchenden Staat verzichtet 
werden. 
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§ 76 

Gegenseitigkeitszusicherung 

Im Zusammenhang mit deutschen Ersuchen um 
Leistung von Rechtshilfe kann einem ausländischen 
Staat zugesichert werden, von ihm ausgehende Er-
suchen zu erledigen, soweit dieses Gesetz dem nicht 
entgegensteht. § 74 Abs. 1 gilt entsprechend. 

§ 77 

Anwendung anderer Verfahrensvorschriften 

Soweit dieses Gesetz keine besonderen Verfah-
rensvorschriften enthält, gelten die Vorschriften des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und seines Einfüh-
rungsgesetzes, der Strafprozeßordnung, des Jugend-
gerichtsgesetzes, der Abgabenordnung und des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten sinngemäß. 

ACHTER TEIL 

Änderung sonstiger Rechtsvorschriften 

§ 78 
Gerichtsverfassungsgesetz 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1077), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes zur Neuordnung des Betäubungsmittelrechts 
vom 28. Juli 1981 (BGBl. I S. 681), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 78 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt nach der 
Nummer 2 durch einen Beistrich ersetzt und 
folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. nach §§ 50, 58 Abs. 3 und § 71 Abs. 4 des 
Gesetzes über die internationale Rechts-
hilfe in Strafsachen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgender neuer Satz 1 einge-
fügt: 
„Die Landesregierungen weisen Strafsa-
chen nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 für die 
Bezirke der Landgerichte, bei denen 
keine Strafvollstreckungskammern zu 
bilden sind, in Absatz 1 Satz 1 bezeichne-
ten Landgerichten durch Rechtsverord-
nung zu." 

bb) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden Sät-
ze 2 und 3. 

cc) In dem neuen Satz 3 wird das Wort „Er-
mächtigung" ersetzt durch die Worte: „Er-
mächtigungen nach den Sätzen 1 und 2". 

2. In § 78 b Abs. 1 wird der Punkt nach der Num-
mer 2 durch einen Beistrich ersetzt und folgende 
Nummer 3 angefügt: 

„3. bei den Entscheidungen nach § 78 a Abs. 1 
Nr. 3 mit einem Richter, wenn die Entschei

-

dung lediglich eine Geldstrafe oder Geldbuße 
betrifft; mit drei Richtern mit Einschluß des 
Vorsitzenden in den sonstigen Fällen." 

§ 79 

Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz 

In § 9 Satz 1 des Einführungsgesetzes zum Ge-
richtsverfassungsgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 300-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Zwanzigsten Strafrechtsänderungsge-
setzes (20. StrÄndG) vom 8. Dezember 1981 (BGBl. I 
S. 1329), werden nach dem Wort „Strafsachen" die 
Worte „oder in Verfahren nach dem Gesetz über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen" einge-
fügt. 

§ 80 

Bundesrechtsanwaltsordnung 

§ 49 der Bundesrechtsanwaltsordnung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 303-
8, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 Abs. 5 des Gesetzes vom 
18. August 1980 (BGBl. I S. 1503), erhält folgende 
Fassung: 

„§ 49 
Pflichtverteidigung, Beistandsleistung 

(1) Der Rechtsanwalt muß eine Verteidigung oder 
Beistandsleistung übernehmen, wenn er nach den 
Vorschriften der Strafprozeßordnung oder des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten zum Verteidiger 
oder nach den Vorschriften des Gesetzes über die in-
ternationale Rechtshilfe in Strafsachen als Beistand 
bestellt ist. 

(2) § 48 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden." 

§ 81 

Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 368-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. August 1980 (BGBl. I S. 1503), wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Überschrift des Neunten Abschnitts erhält 
folgende Fassung: 

„Neunter Abschnitt 
Gebühren in Verfahren nach dem Gesetz über 
die internationale Rechtshilfe in Strafsachen" 

2. § 106 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Beistandsleistung nach §§ 40, 45 
Abs. 6, §§ 53, 61 Abs. 1 Satz 3, §§ 65, 71 Abs. 4 Satz 4 
des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen erhält der Rechtsanwalt eine Ge-
bühr von 60 Deutsche Mark bis 910 Deutsche 
Mark." 
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3. § 107 erhält folgende Fassung: 

„§ 107 
Bestellter Rechtsanwalt 

(1) Ist der Rechtsanwalt gerichtlich bestellt 
worden (§ 31 Abs. 2 Satz 3, § 33 Abs. 3, § 36 Abs. 2 
Satz 2, § 40 Abs. 2, § 45 Abs. 6, § 52 Abs. 2 Satz 2, 
§ 53 Abs. 2, §§ 65, 71 Abs. 4 Satz 5 des Gesetzes 
über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen), so erhält er anstelle der gesetzlichen Ge-
bühr das Vierfache der in § 106 bestimmten Min-
destbeträge aus der Staatskasse, jedoch nicht 
mehr als die Hälfte des Höchstbetrages. 

(2) § 97 Abs. 2 und 4, § 98 Abs. 1, 2 und 4 sowie 
die §§ 99, 101 und 103 gelten sinngemäß. In den 
Fällen der Bestellung für Verfahren nach §§ 53, 
71 Abs. 4 Satz 5 des Gesetzes über die internatio-
nale Rechtshilfe in Strafsachen gilt § 98 Abs. 3 
sinngemäß." 

4. § 108 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Durch die in den §§ 106 und 107 bestimmten Ge-
bühren wird die gesamte Tätigkeit des Rechtsan-
walts in dem jeweiligen Verfahren abgegolten." 

§ 82 

Verordnung über Kosten im Bereich 
der Justizverwaltung 

Die Verordnung über Kosten im Bereich der Ju-
stizverwaltung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 363-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch § 189 des Ge-
setzes vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Justizver-
waltungsangelegenheiten" die Worte „und im 
Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland nach 
dem Gesetz über die internationale Rechts-
hilfe in Strafsachen" eingefügt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) § 4 Abs. 5, § 5 Abs. 4, § 6 Abs. 3, §§ 10 und 

13 dieser Justizverwaltungskostenordnung 
sind auch dann anzuwenden, wenn von Justiz-
behörden der Länder Kosten in Justizverwal-
tungsangelegenheiten oder im Rechtshilfe-
verkehr mit dem Ausland nach dem Gesetz 
über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen erhoben werden." 

2. Dem § 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 
„(5) Im Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland 

nach dem Gesetz über die internationale Rechts-
hilfe in Strafsachen werden Schreibauslagen 
nicht erhoben." 

3. Dem § 5 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) Im Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland 

nach dem Gesetz über die internationale Rechts-
hilfe in Strafsachen werden abweichend von Ab-
satz 1 die Auslagen erhoben, die in den Num

-

mern 1902 bis 1909, 1911 bis 1914, 1920 des Ko-
stenverzeichnisses zum Gerichtskostengesetz 
und in § 10 Abs. 3 dieser Verordnung bezeichnet 
sind. Dies gilt nicht, soweit nach § 75 des Gesetzes 
über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen darauf verzichtet worden  ist."  

4. Dem § 6 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
„(3) In Verfahren nach dem Gesetz über die in-

ternationale Rechtshilfe in Strafsachen haftet 
der Verfolgte oder Verurteilte nicht nach Ab-
satz 1 Nr. 1." 

5. Dem § 10 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
„(3) Für den Vollzug der Haft nach dem Gesetz 

über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen werden Kosten erhoben, soweit nicht nach 
§ 75 des Gesetzes darauf verzichtet worden ist. 
Ihre Höhe richtet sich nach Absatz 2." 

6. § 17 Abs. 2 wird gestrichen; der bisherige Ab-
satz 3 wird Absatz 2. 

7. Im Gebührenverzeichnis (Anlage zur JVKostO) 
wird in Nummer 5 in der Spalte „Gegenstand" 

a) in Nummer I die Angabe „I."  gestrichen und 

b) die Nummer II gestrichen. 

§ 83 

Anpassung von Vertragsgesetzen 

(1) Es werden aufgehoben: 

1. Artikel 3 Abs. 2 und 3 des Gesetzes vom 3. No-
vember 1964 (BGBl. II S. 1369) zu dem Europäi-
schen Auslieferungsübereinkommen vom 
13. Dezember 1957 und zu dem Europäischen 
Übereinkommen vom 20. April 1959 über die 
Rechtshilfe in Strafsachen; 

2. Artikel 2 des Gesetzes vom 20. August 1975 
(BGBl. II S. 1169) zu dem Vertrag vom 13. No-
vember 1969 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft über die Ergänzung des Europäi-
schen Übereinkommens über die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 20. April 1959 und die Erleich-
terung seiner Anwendung; 

3. Artikel 2 des Gesetzes vom 20. August 1975 
(BGBl. II S. 1175) zu dem Vertrag vom 13. No-
vember 1969 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft über die Ergänzung des Europäi-
schen Auslieferungsübereinkommens vom 
13. Dezember 1957 und die Erleichterung seiner 
Anwendung; 

4. Artikel 3 des Gesetzes vom 15. August 1975 
(BGBl. II S. 1157) zu dem Vertrag vom 31. Ja-
nuar 1972 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über 
die Ergänzung des Europäischen Übereinkom-
mens vom 20. April 1959 über die Rechtshilfe in 
Strafsachen und die Erleichterung seiner An-
wendung; 
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5. Artikel 2 des Gesetzes vom 15. August 1975 
(BGBl. II S. 1162) zu dem Vertrag vom 31. Ja-
nuar 1972 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über 
die Ergänzung des Europäischen Auslieferungs-
übereinkommens vom 13. Dezember 1957 und 
die Erleichterung seiner Anwendung; 

6. Artikel 2 des Gesetzes vom 28. März 1978 
(BGBl. II S. 328) zu dem Vertrag vom 24. Okto-
ber 1974 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Französischen Republik zu dem 
Europäischen Übereinkommen vom 20. April 
1959 über die Rechtshilfe in Strafsachen; 

7. Artikel 2 des Gesetzes vom 29. September 1980 
(BGBl. II S. 1334) zu dem Vertrag vom 20. Juli 
1977 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Staat Israel über die Ergänzung des 
Europäischen Übereinkommens vom 20. April 
1959 über die Rechtshilfe in Strafsachen und die 
Erleichterung seiner Anwendung; 

8. Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Oktober 1967 
(BGBl. II S. 2345) zu dem Vertrag vom 15. Juni 
1964 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Portugal über die Ausliefe-
rung und die Rechtshilfe in Strafsachen; 

9. Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 1969 
(BGBl. II S. 1157) zu dem Vertrag vom 19. Juli 
1966 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tunesischen Republik über die Auslie-
ferung und die Rechtshilfe in Strafsachen; 

10. Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 23. August 
1974 (BGBl. II S.1165) zu dem Vertrag vom 
1. Oktober 1971 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sozialistischen Föderati-
ven Republik Jugoslawien über die Rechtshilfe 
in Strafsachen; 

11. Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Oktober 1974 
(BGBl. II S. 1257) zu dem Vertrag vom 26. No-
vember 1970 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sozialistischen Föderati-
ven Republik Jugoslawien über die Ausliefe-
rung; 

12. Artikel 4 des Gesetzes vom 9. August 1954 
(BGBl. II S. 729) über den Beitritt der Bundesre-
publik Deutschland zu der Konvention vom 
9. Dezember 1948 über die Verhütung und Be-
strafung des Völkermordes. 

(2) Es werden gestrichen: 

1. in dem Gesetz vom 21. Dezember 1981 (BGBl. II 
S. 1158) zu dem Vertrag vom 30. August 1979 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich der Niederlande über die Ergänzung 
des Europäischen Übereinkommens vom 
20. April 1959 über die Rechtshilfe in Strafsachen 
und die Erleichterung seiner Anwendung der Ar-
tikel 2, wobei in Artikel 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 je-
weils die Zahl 2 durch die Zahl 3 ersetzt wird; 

2. in dem Gesetz vom 21. Dezember 1981 (BGBl. II 
S. 1153) zu dem Vertrag vom 30. August 1979 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich der Niederlande über die Ergänzung 
des Europäischen Auslieferungsübereinkom

-

mens vom 13. Dezember 1957 und die Erleichte-
rung seiner Anwendung der Artikel 2, wobei in 
Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 die Worte „der Artikel 2 
und 3" durch die Worte „des Artikels 3" und in Ar-
tikel 5 Abs. 1 Satz 2 die Worte „Artikel 2 und 3 tre-
ten" durch die Worte „Artikel 3 tritt" ersetzt wer-
den; 

3. in dem Gesetz vom 3. Februar 1982 (BGBl. II 
S. 111) zu dem Vertrag vom 24. Oktober 1979 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Italienischen Republik über die Ergänzung des 
Europäischen Übereinkommens vom 20. April 
1959 über die Rechtshilfe in Strafsachen und die 
Erleichterung seiner Anwendung der Artikel 2, 
wobei in Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 und 2 jeweils die 
Zahl 2 durch die Zahl 3 ersetzt wird; 

4. in dem Gesetz vom 3. Februar 1982 (BGBl. II 
S. 106) zu dem Vertrag vom 24. Oktober 1979 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Italienischen Republik über die Ergänzung des 
Europäischen Auslieferungsübereinkommens 
vom 13. Dezember 1957 und die Erleichterung 
seiner Anwendung der Artikel 2, wobei in Arti-
kel 5 Abs. 1 Satz 1 die Worte „der Artikel 2 und 3" 
durch die Worte „des Artikels 3" und in Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 die Worte „Artikel 2 und 3 treten" 
durch die Worte „Artikel 3 tritt" ersetzt werden. 

NEUNTER TEIL 

Schlußvorschriften 

§ 84 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Frei-
heit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundge-
setzes), des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis-
ses  (Artikel 10 Abs. 1 des Grundgesetzes) und der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) werden nach Maßgabe dieses Geset-
zes eingeschränkt. 

§ 85 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

§ 86 

Inkrafttreten, 
abgelöste Vorschriften und Übergangsregel 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1983 in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. das Deutsche Auslieferungsgesetz in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 314-
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zu-
letzt durch Artikel 104 des Einführungsgesetzes 
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zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (BGBl. I 
S. 469) geändert worden ist, und 

2. die Verordnung über die örtliche Zuständigkeit 
der Gerichtsbehörden bei der Durchlieferung 
durch das Deutsche Reich in der im Bundesge-
setzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 314-1-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung. 

(2) In anhängigen Verfahren verbleibt es bei der 
nach dem bisherigen Recht begründeten Zuständig-
keit. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Klejdzinski und Dr. Olderog 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in 
seiner 91. Sitzung am 11. März 1982 in erster Lesung 
beraten und an den Rechtsausschuß überwiesen. 
Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in sei-
ner 35. und 44. Sitzung am 12. Mai und 24. November 
1982 beraten, wobei eine erweiterte Berichterstatter-
runde die Beschlußfassung vorbereitete. Der Regie-
rungsentwurf eines Gesetzes über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen diente als Beratungs-
grundlage. Der vorliegende Entwurf übernimmt im 
wesentlichen die einzelnen Vorschriften des Regie-
rungsentwurfes, teilweise allerdings mit inhaltli-
chen oder redaktionellen Änderungen. Der Rechts-
ausschuß empfiehlt einstimmig, den vorliegenden 
Entwurf anzunehmen. 

II.  

Ziel des Entwurfs in der vom Ausschuß erarbeiteten 
Fassung ist es, auf der Basis des Regierungsentwur-
fes die Vielzahl der im Laufe des Gesetzgebungsver-
fahrens vom Bundesrat und bei den bisherigen Be-
ratungen des Bundestages herausgearbeiteten Än-
derungsvorstellungen inhaltlicher, in erster Linie je-
doch redaktioneller Art zu berücksichtigen. 

A. Reformgründe 

Der Rechtshilfeverkehr der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Ausland in Strafsachen richtet 
sich, soweit keine zwischenstaatlichen Vereinbarun-
gen bestehen, nach dem Deutschen Auslieferungs-
gesetz (DAG) vom 23. Dezember 1929 (RGBl. I 
S. 239), zuletzt geändert durch Artikel 104 des Ein-
führungsgesetzes zum Strafgesetzbuch (EGStGB) 
vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469). Seit dem Inkraft-
treten des DAG, insbesondere nach dem Zweiten 
Weltkrieg, hat der internationale Rechtshilfever-
kehr in Strafsachen infolge der Erleichterung des 
grenzüberschreitenden Reiseverkehrs und der 
wachsenden internationalen Zusammenarbeit der 
Staaten erheblich zugenommen. Die Bundesrepu-
blik Deutschland nimmt an diesem internationalen 
Rechtshilfeverkehr, der das wirksamste zwischen-
staatliche Mittel zur Bekämpfung der Kriminalität 
ist, auf Grund ihrer zentralen Lage in Europa in be-
sonders starkem Maße teil. 

Das in seinen wesentlichen Bestimmungen unver-
ändert gebliebene DAG von 1929 kann die vom mo-
dernen Rechtshilfeverkehr gestellten Aufgaben 
nicht mehr in vollem Umfang erfüllen. Damit das in-
nerstaatliche Rechtshilferecht den Anforderungen 
einer Rechtspolitik entsprechen kann, die den heuti

-

gen Gegebenheiten gerecht wird und vorhersehbare 
Entwicklungen berücksichtigt, muß es der Entwick-
lung angepaßt werden, die der internationale 
Rechtshilfeverkehr durch den Abschluß zahlreicher 
zwei- und mehrseitiger Verträge über die Ausliefe-
rung und die sonstige Rechtshilfe in Strafsachen er-
fahren hat. Die Zunahme des zwischenstaatlichen 
Rechtshilfeverkehrs erfordert zudem eine Erleichte-
rung und praktikablere Gestaltung des Rechtshilfe-
verfahrens, das zugleich so geregelt werden muß, 
daß es den rechtsstaatlichen Garantien des Grund-
gesetzes entspricht. Schließlich hat sich ein Bedürf-
nis nach neuen Formen der Rechtshilfe entwik-
kelt. 

Eine Anpassung des innerstaatlichen Ausliefe

-

rungs- und Rechtshilferechts an die Erfordernisse 
des heutigen internationalen Rechtshilfeverkehrs 
ist insbesondere dadurch unumgänglich geworden, 
daß am 1. Januar 1977 das Europäische Ausliefe-
rungsübereinkommen vom 13. Dezember 1957 
(BGBl. 1964 II S. 1369) und das Europäische Überein-
kommen vom 20. April 1959 über die Rechtshilfe in 
Strafsachen (BGBl. 1964 II S. 1386) auch für die Bun-
desrepublik Deutschland in Kraft getreten sind 
(BGBl. 1976 II S. 1778, 1799). Zudem ist eine Ände-
rung des deutschen Rechtshilferechts erforderlich, 
um die Voraussetzungen für die Ratifizierung von 
weiteren Europäischen Übereinkommen zu schaf-
fen, die von der Bundesrepublik Deutschland teil-
weise bereits unterzeichnet worden sind. 

Angesichts des Umfangs der Aufgabenstellung wird 
deutlich, daß eine bloße Ergänzung oder Änderung 
des geltenden Rechts nicht ausreicht, sondern daß 
ein neues Gesetz erforderlich ist, welches an die 
Stelle des DAG tritt und das gesamte Recht der Aus-, 
Durch- und Rücklieferung sowie der sonstigen zwi-
schenstaatlichen Rechtshilfe in Strafsachen neu re-
gelt. 

Ein Kernstück der Reform ist das neue Rechtsinsti-
tut der Rechtshilfe durch Vollstreckung ausländi-
scher Erkenntnisse. 

Mit zunehmender internationaler Verflechtung, ins-
besondere mit dem fortschreitenden Ausbau der 
Einheit Europas, hat sich das Bedürfnis nach Eröff-
nung der allgemeinen Möglichkeit der Vollstrek-
kung ausländischer Erkenntnisse ergeben. Während 
dies zunächst in erster Linie unter dem kriminalpo-
litischen Aspekt einer raschen, wirkungsvollen und 
unkomplizierten Bekämpfung der internationalen 
Kriminalität gefordert wurde, sind es heute vorran-
gig auch Gründe des humanen Strafvollzuges, die es 
gebieten, die Möglichkeit zu eröffnen, eine straf-
rechtliche Entscheidung auch in einem anderen 
Land zu vollstrecken. Millionen von Europäern le-
ben  heute als Gastarbeiter im Ausland. Hier kann in 
vielen Fällen durch die Vollstreckung von Sanktio- 



Drucksache 9/2137 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

nen im Aufenthaltsstaat des Verurteilten eine Un-
terbrechung seiner Integration im Gastland vermie-
den werden. Umgekehrt ist es oft, insbesondere bei 
längeren Freiheitsstrafen, für den ausländischen 
Verurteilten und für seine Resozialisierung von Vor-
teil, wenn er die Sanktion in seinem Heimatstaat, 
also in seinem gewohnten sozialen Umfeld verbüßen 
kann. Die Dringlichkeit des Gesetzgebungsvorha-
bens ergibt sich gerade aus den Fällen, in denen 
Deutsche im Ausland zu hohen Freiheitsstrafen ver-
urteilt werden und diese dort unter besonders 
schwierigen Bedingungen verbüßen müssen. Hier 
kann es die Fürsorgepflicht des Heimatstaates für 
seine eigenen Staatsangehörigen gebieten, die Mög-
lichkeit der Vollstreckung im Inland zu eröffnen. 

B. Inhaltliche Änderungen gegenüber dem Regie-
rungsentwurf 

Zur Frage der Zulässigkeit der Auslieferung hatte 
sich der Ausschuß auf Grund der Stellungnahme des 
Bundesrates insbesondere mit zwei Zulässigkeits-
voraussetzungen auseinanderzusetzen. 

Der Ausschuß ist zu dem Ergebnis gekommen, daß 
in den Fällen, in denen nach dem Recht des ersu-
chenden Staates eine Tat mit der Todesstrafe be-
droht ist, die Auslieferung nur zulässig sein soll, 
wenn der ersuchende Staat zusichert, daß die Todes-
strafe nicht verhängt oder nicht vollstreckt wird. 

Der Ausschuß tritt mit dem Regierungsentwurf da-
für ein, daß den Gerichten die Möglichkeit zusteht, 
die Frage des hinreichenden Tatverdachtes zu über-
prüfen, sofern besondere Umstände des Falles 
hierzu Anlaß geben. 

Bei der Rechtshilfe durch Vollstreckung empfiehlt 
der Ausschuß gegenüber dem Regierungsentwurf 
zwei bedeutsame Korrekturen: 

a) Der Stellungnahme des Bundesrates insoweit 
folgend, soll die Übernahme der Vollstreckung 
für im Ausland verurteilte Deutsche (§ 48 Nr. 2) 
nur zulässig sein, wenn sich der Verurteilte nach 
Belehrung zu Protokoll eines Richters oder eines 
Berufskonsularbeamten damit einverstanden er-
klärt hat. Das Einverständnis kann nicht wider-
rufen werden. Im Gegensatz zum Regierungsent-
wurf soll nicht die Möglichkeit eröffnet werden, 
eine Vollstreckung gegen den Willen des Verur-
teilten zu übernehmen. Dies hätte die Gefahr 
neuer Härten mit sich gebracht. 

b) Die zu a) dargestellte Einverständnislösung er-
möglichte es, einen weiteren Bereich von Verur-
teilungen in diese neue Möglichkeit der Rechts-
hilfe einzubeziehen. Nach der Vorstellung der 
Bundesregierung sollte die Vollstreckung einer 
im Ausland erkannten freiheitsentziehenden 
Sanktion nur möglich sein, wenn die zugrunde-
liegende konkrete Tat auch nach deutschem 
Recht mit Freiheitsstrafe bedroht ist. Demgegen-
über wird vorgeschlagen, daß auch in den Fällen, 
in denen nach deutschem Recht nur auf Geld-
buße hätte erkannt werden können, eine im Aus-
land verhängte Freiheitsstrafe in der Heimat 

vollstreckt werden kann. Es würde zu unange-
messenen Härten führen, wenn ein im Ausland 
Verurteilter nur deswegen nicht in die von ihm 
gewollte Vollstreckung im Heimatland einbezo-
gen werden könnte, weil das deutsche Recht die 
zugrundeliegende Tat nur als Ordnungswidrig-
keit einstuft. 

Bei ausländischen Verurteilungen, denen eine Tat 
zugrunde liegt, die nach deutschem Recht überhaupt 
nicht geahndet werden könnte, und bei Verurteilun-
gen, die unter Verstoß gegen die verfahrensrechtli-
chen Mindestbedingungen der Menschenrechtskon-
vention zustande gekommen sind, kommt eine Über-
nahme der Vollstreckung — so sehr sie sich auch aus 
humanitären Gründen aufdrängte — auch mit Wil-
len des Betroffenen aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nicht in Betracht. Der so Übernommene 
könnte jederzeit mit Erfolg das Bundesverfassungs-
gericht mit dem Ziel anrufen, daß die Verurteilung 
als rechtsstaatswidrig hier nicht weiter vollstreckt 
werden darf. Der Weg der Übernahme der Vollstrek-
kung wäre gegenüber dem in diesem Fall ersuchen-
den Staat für die Zukunft verbaut. 

Aus Gründen der Praktikabilität des Rechtsinstitu-
tes kann eine erneute Strafzumessung im Inland 
nicht stattfinden. Das ausländische Strafmaß ist 
grundsätzlich zu übernehmen. Das Höchstmaß der 
in der Bundesrepublik Deutschland für die Tat zu-
lässigen Strafe bildet jedoch die Obergrenze dessen, 
was vollstreckt werden kann. In Fällen, in denen 
nach deutschem Recht nur Geldbuße oder Freiheits-
strafe im Höchstmaß bis zu zwei Jahren verhängt 
werden könnte, darf mit Zustimmung des Betroffe-
nen eine Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zur Voll-
streckung übernommen werden. Die Grenze von 
zwei Jahren wurde aus § 54 Abs. 2 Satz 2 StGB her-
geleitet, wonach das Höchstmaß der Geldstrafe nach 
deutschem Recht 720 Tagessätze beträgt. 

Auch im umgekehrten Fall des Ersuchens um Voll-
streckung eines deutschen Urteils an das Ausland 
(§ 71 Abs. 2) wird das Einverständnis des Deutschen 
als Zulässigkeitsvoraussetzung in den Fällen vorge-
schlagen, in denen sich dieser im Inland oder einem 
Drittland aufhält. Ohne Einverständnis eines Deut-
schen kann daher nur um Vollstreckung ersucht 
werden, wenn dieser sich in dem ersuchten Staat 
aufhält, nicht zur Vollstreckung ausgeliefert wird 
und ihm durch die Vollstreckung in diesem Staat 
keine erheblichen, außerhalb des Strafzwecks lie-
genden Nachteile erwachsen. 

Mit Nachdruck tritt der Ausschuß entgegen dem Vo-
tum der Bundesregierung für eine ersatzlose Strei-
chung von § 76 des Regierungsentwurfs ein. Diese 
Vorschrift sollte die Bundesregierung u. a. ermächti-
gen, zur Förderung des Rechtshilfeverkehrs mit 
dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten 
völkerrechtliche Vereinbarungen durch Rechtsver-
ordnungen ohne Zustimmung des Bundesrates in 
Kraft zu setzen. Der Ausschuß sieht in einer derarti-
gen Verordnungsermächtigung eine unangemes-
sene Beschränkung der Rechte des Parlamentes. So-
weit es im Einzelfall geboten sein sollte, wird der 
Rechtsausschuß für eine beschleunigte Beratung 
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eilbedürftiger völkerrechtlicher Vereinbarungen 
Sorge tragen. 

Zur Frage der Zuständigkeit (§ 74) schlägt der Aus-
schuß mit Mehrheit vor, es bei dem Regierungsent-
wurf zu belassen. Damit soll klargestellt werden, daß 
gegenüber der geltenden Rechtslage und der einge-
fahrenen Praxis keine Veränderung eintreten soll. 
Der Verkehr mit dem Ausland in Rechtshilfeangele-
genheiten in Strafsachen stellt sich vorrangig als 
auswärtige Angelegenheit und erst in zweiter Linie 
als Rechtspflege dar. Dies ist in der Rechtsprechung 
bis hin zum Bundesverfassungsgericht nahezu un-
umstritten. In Kenntnis und nach intensiver Erörte-
rung der im Bundesrat vertretenen Position ist der 
Ausschuß der Ansicht, daß es ungeachtet der ver-
schiedenen rechtlichen und politischen Ausgangs-
punkte auch in Zukunft bei einer pragmatischen 
Handhabung bleiben wird, die im Interesse aller Be-
teiligten liegt und die einen reibungslosen Ablauf 
des strafrechtlichen Rechtshilfeverkehrs in der Pra-
xis bisher nicht behindert hat. Der Ausschuß gibt 
seiner Hoffnung Ausdruck, daß dieses insbesondere 
aus humanitären Gründen bedeutsame Gesetzes-
vorhaben nicht durch die unterschiedlichen Rechts-
standpunkte in dieser Frage verzögert werden 
wird. 

Das mit dem Gesetz verbundene humanitäre Anlie-
gen veranlaßt den Ausschuß auch, als Zeitpunkt des 
Inkrafttretens den 1. Juli 1983 vorzuschlagen, wobei 
organisatorische Probleme der Länder durchaus be-
rücksichtigt worden sind. 

Zum Ersten Teil (Anwendungsbereich) 

Zu § 1 

Der Erste Teil ist gegenüber dem Regierungsent-
wurf unverändert geblieben. 

Zum Zweiten Teil (Auslieferung an das Ausland) 

Zu den §§ 2 bis 7 (§§ 2 bis 6 a. F.) 

Unverändert — mit Ausnahme der Neunumerierung 
— gegenüber dem Regierungsentwurf. 

Zu § 8 (§ 7 a. F.) 

Der Ausschuß ist der Ansicht, daß in § 8 (Todesstra-
fe) am strikten Text des Regierungsentwurfes fest-
zuhalten ist, wonach in Fällen, in denen die Tat nach 
dem Recht des ersuchenden Staates mit der Todes-
strafe bedroht ist, die Auslieferung nur dann zuläs-
sig ist, wenn der ersuchende Staat zusichert, daß die 
Todesstrafe nicht verhängt oder nicht vollstreckt 
werden wird. Es wurde als nicht ausreichend ange-
sehen, wenn sich der ersuchende Staat nur ver-
pflichtet, auf die Nichtvollstreckung einer Todes-
strafe „hinzuwirken" oder die Prüfung dieser Frage 
allein der Bewilligungsbehörde vorzubehalten. 

Zu § 9 (§ 8 a. F.) 

Die Änderung folgt der Stellungnahme des Bundes-
rates. 

Zu § 10 (§ 9 a. F.) 

Die Änderung in Absatz 1 folgt der Stellungnahme 
des Bundesrates. 

Der Ausschuß hält daran fest, daß dem Gericht im 
Rahmen der Zulässigkeitsprüfung die Möglichkeit 
eröffnet werden muß, zur Überprüfung des hinrei-
chenden Tatverdachts eine Darstellung der Tatsa-
chen zu verlangen, aus denen sich dieser hinrei-
chende Tatverdacht ergibt. Der Ausschuß legt Wert 
darauf, daß die Überprüfung des hinreichenden Tat-
verdachts die Ausnahme bleibt. Er hat dies, da eine 
nähere Konkretisierung von Kriterien nicht ange-
zeigt erschien, durch Einfügung des Wortes „beson-
dere" im ersten Teil von Absatz 2 zum Ausdruck ge-
bracht, so daß ein Einstieg in die Überprüfung nur 
dann zu erfolgen hat, wenn besondere Umstände des 
Falles Anlaß geben. Auch hier wurde der zunächst 
diskutierte Vorschlag, die Problematik auf die Be-
willigungsebene zu verlagern, verworfen. Die Bewil-
ligungsbehörde hat es in der Hand, von sich aus das 
zuständige Gericht auf besondere Umstände auf-
merksam zu machen oder aber in Ausübung der ihr 
selbst obliegenden Pflichten die Bewilligung zu ver-
weigern. 

Die übrigen Änderungen des § 10 sind redaktionelle 
oder Folgeänderungen. 

Zu § 11 (§ 10 a. F.) 

Es handelt sich um terminologische Korrekturen. 
Folgeänderungen in § 11 Abs. 2 Nr. 1 und in § 35 
Abs. 1 Satz 1 („sonstige Sanktion") erschienen nicht 
erforderlich, da eine förmliche Zustimmung zu ande-
ren Beschränkungen der persönlichen Freiheit aus-
scheidet. 

Zu den §§ 12 und 13 (§§ 11 und 12 a. F.) 

Nur Folgeänderungen auf Grund neuer Durchnume-
rierung. 

Zu § 14 (§ 13 a. F.) 

Änderungen zur Klarstellung des Gewollten ent-
sprechend der Stellungnahme des Bundesrates. 

Zu den §§ 15 bis 20 (§§ 14 bis 19 a. F.) 

Ausschließlich klarstellende oder redaktionelle Än-
derungen, die der Stellungnahme des Bundesrates 
folgen. 

Zu § 21 (§ 20 a. F.) 

Der Ausschuß hat sich mit der Frage beschäftigt, ob 
vor Entscheidungen des Richters beim Amtsgericht 
die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht 
einzuschalten ist. Auch bei Würdigung der Umstän-
de, die für die Einschaltung der sachkundigen 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht spre-
chen, konnte sich der Ausschuß nicht entschließen, 
über die organisationsmäßigen Bedenken der Bun-
desländer hinwegzugehen, die auf das Erfordernis 
zusätzlicher Bereitschaftsdienste hingewiesen hat-
ten. 
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Zu den §§ 22 bis 42 (§§ 21 bis 41 a. F.) 

Es handelt sich ausschließlich um Klarstellungen 
oder Folge- und redaktionelle Änderungen, die auf 
die Stellungnahme des Bundesrates zurückgehen. 

Zum Dritten Teil (Durchlieferung) 

Zu den §§ 43 bis 47 (§§ 42 bis 46 a. F.) 

Bis auf redaktionelle Änderungen und Folgeände-
rungen unverändert gegenüber dem Regierungsent-
wurf. 

Zum Vierten Teil (Rechtshilfe durch Vollstreckung 
ausländischer Erkenntnisse) 

Zu § 48 (§ 47 a. F.) 

Die Änderung in § 48 Nr. 1 folgt der Stellungnahme 
des Bundesrates. Es soll eindeutig bestimmt werden, 
daß hier nur völkerrechtliche Vereinbarungen über 
die Vollstreckung ausländischer Erkenntnisse in Be-
tracht kommen, die durch ein Vertragsgesetz in 
Kraft gesetzt wurden. 

Ein Verzicht auf § 48 Nr. 1 erschien dem Ausschuß 
nicht angezeigt. § 1 Abs. 3 gilt zwar für das gesamte 
IRG; § 48 Nr. 1 hat jedoch die Funktion, einen ver-
traglosen Rechtshilfeverkehr — abgesehen von den 
in § 48 Nr. 2 umschriebenen Ausnahmefällen — 
nicht zu eröffnen. Damit unterscheidet sich diese 
Regelung grundsätzlich von anderen Teilen des Ent-
wurfs. 

Zu § 49 (§ 48 a. F.) 

Aus den bereits oben zu II. unter B. näher bezeichne-
ten Gründen schlägt der Ausschuß zwei wesentliche 
inhaltliche Korrekturen vor: 

a) In den Fällen des § 48 Nr. 2 ist die Vollstreckung 
nur zulässig, wenn sich der Verurteilte nach Be-
lehrung zu Protokoll eines Richters oder eines 
Berufskonsularbeamten damit einverstanden er-
klärt hat. Das Einverständnis kann nicht wider-
rufen werden. 

b) Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe ist (mit 
Einverständnis des Betroffenen — vgl. zu a) auch 
dann zulässig, wenn wegen der zugrundeliegen-
den Tat nach deutschem Recht nur eine Geld-
buße hätte verhängt werden können. 

Der Begriff „im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
geltendes Recht" (§ 49 Abs. 1 Nr. 3) umfaßt sowohl 
das Bundesrecht als auch landesrechtliche Normen. 
Im übrigen handelt es sich um Folge- oder redaktio-
nelle Änderungen. 

Zu § 50 (§ 49 a. F.) 

Der Ausschuß hat die Frage erörtert, welches Ge-
richt für die Prüfung der Zulässigkeit der Über-
nahme der Vollstreckung — und auch des Ersuchens 
um Übernahme der Vollstreckung (§ 71 Abs. 4) — zu-
ständig sein soll und ist nach sorgfältiger Abwägung 
zu dem Ergebnis gekommen, daß es bei der von der 
Bundesregierung vorgesehenen Zuständigkeit des 

Landgerichts bleiben soll. Neben der Kostenproble-
matik war zu berücksichtigen, daß in dem bereits ge-
zeichneten „Europäischen Übereinkommen über die 
internationale Geltung von Strafurteilen" zwingend 
die Eröffnung eines Rechtsmittels vorgesehen ist, 
wenn auch genaue Prognosen zur Einbringung eines 
Ratifizierungsgesetzes noch nicht möglich sind. 

Zu den §§ 51 bis 53 (§§ 50 bis 52 a. F.) 

Inhaltlich unverändert. 

Zu § 54 (§ 53 a. F.) 

Als Folge der Korrektur bei § 49 (zu b) mußte die 
Frage des Höchstmaßes in den neu einbezogenen 
Fällen geregelt werden. Aus den bereits oben zu 
II. B. genannten Gründen soll an die Stelle des in 
Satz 3 vorgesehenen Höchstmaßes ein Höchstmaß 
von zwei Jahren Freiheitsentzug treten, wenn die 
Tat im Geltungsbereich dieses Gesetzes 

1. im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren bedroht ist oder 

2. als Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße bedroht 
ist, die ausländische Sanktion jedoch in eine frei-
heitsentziehende Sanktion umzuwandeln ist. 

Damit wird dem neuen Rechtsinstitut ganz allge-
mein für Taten, die nach deutschem Recht nur eine 
Ordnungswidrigkeit darstellen oder von der ab-
strakten Strafdrohung her einen geringen kriminel-
len Unrechtsgehalt haben, eine erweiterte Anwen-
dungsmöglichkeit eröffnet. 

Zu den §§ 55 bis 58 (§§ 54 bis 57 a. F.) 

Keine inhaltlichen Veränderungen gegenüber dem 
Regierungsentwurf. 

Zum Fünften Teil (Sonstige Rechtshilfe) 

Zu den §§ 59 bis 60 (§ 58 und 59 a. F.) 

Keine inhaltlichen Änderungen gegenüber dem Re-
gierungsentwurf. 

Zu § 61 (§ 60 a. F.) 

Die vorgeschlagenen Änderungen entsprechen in-
haltlich dem geltenden Recht; sie beruhen auf .An-
trägen des Bundesrates oder Änderungen des Regie-
rungsentwurfes, welche die Bundesregierung in ih-
rer Gegenäußerung vorgeschlagen hatte. In Absatz 2 
soll die Neufassung das Gewollte klarstellen. Ab-
satz 3 von § 60 a. F. konnte ersatzlos gestrichen wer-
den, weil die in Absatz 1 neu aufgenommene Verwei-
sung auf § 38 Abs. 4 Satz 2 inhaltlich dasselbe be-
sagt. 

Zu § 62 (§ 61 a. F.) 

Der Betroffene soll durch die vorgeschlagene Ände-
rung über die Tragweite seiner Einverständniser-
klärung durch einen Richter umfassend belehrt wer-
den. Ein so erteiltes Einverständnis kann dann nicht 
widerrufen werden. 

Zu § 63 (§ 62 a. F.) 

Redaktionelle Änderungen und Klarstellungen. 
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Zu § 64 (§ 63 a. F.) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu § 65 (§ 64 a. F.) 

Mit dieser Änderung wird dem Vorschlag der Bun-
desregierung gefolgt, der dem Petitum des Bundes-
rates entgegenkommt. 

Zu den §§ 66 bis 67 (§§ 65 und 66 a.F.) 

Nur redaktionelle Änderungen. 

Zum Sechsten Teil (Ausgehende Ersuchen) 

Zu § 68 (§ 67 a. F.) 

Der Änderungsvorschlag folgt übereinstimmenden 
Vorstellungen des Bundesrates sowie der Bundesre-
gierung und dient der redaktionellen Klarstellung. 

Zu den §§ 69 und 70 (§§ 68 und 69 a. F.) 

Nur redaktionelle oder Folgeänderungen. 

Zu §71 (§ 70 a.F.) 

Die Formulierungen in § 71 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 
Nr. 2 sollen an die Formulierung in § 7 Abs. 2 Nr. 2 
StGB redaktionell angepaßt werden. 

Einer Anregung des Bundesrates folgend schlägt 
der Ausschuß vor, daß in den Fällen, in denen sich 
ein verurteilter Deutscher nicht in dem ausländi-
schen Staat aufhält, um Vollstreckung einer frei-
heitsentziehenden Sanktion nur ersucht werden 
darf, wenn sich der Verurteilte nach entsprechender 
Belehrung damit einverstanden erklärt hat. Dieses 
Einverständnis kann dann nicht widerrufen wer-
den. 

Im übrigen folgen die Änderungen der Stellung-
nahme des Bundesrates und Vorschlägen der Bun-
desregierung hierzu, ohne daß es demgegenüber zu 
inhaltlichen Korrekturen gekommen ist. Die Ver-
weisung auf § 55 Abs. 2 (Anfechtung der landgericht-
lichen Entscheidung) in Absatz 4 Satz 4 paßt die Re-
gelung an die für den umgekehrten Fall geltende 
an. 

Zu § 72 (§ 71 a. F.) 

Unverändert. 

Zum Siebenten Teil (Gemeinsame Vorschriften) 

Zu den §§ 73 bis 75 (§§ 72 bis 74 a.F.) 

Diese Vorschriften sind gegenüber dem Regierungs-
entwurf unverändert. Zu der intensiv diskutierten 
Frage der Zuständigkeit des Bundes vergleiche die 
Ausführungen oben unter II. B. 

Der Antrag des Abgeordneten Lowack (CDU/CSU), 
§ 73 Abs. 1 zu streichen und als einzigen Absatz fol-
gende Regelung aufzunehmen: „Die Regelung der 
Zuständigkeit in Rechtshilfeangelegenheiten mit 
dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten 
bleibt einer zwischen der Regierung der Bundesre

-

publik Deutschland und den Regierungen der Bun-
desländer zu schließenden Vereinbarung vorbehal-
ten", wurde im Ausschuß mit Mehrheit abgelehnt. 
Das gleiche gilt für den von ihm gestellten Hilfsan-
trag, der lautet: „Nach § 73 Abs. 2 Satz 1 wird folgen-
der Satz 2 eingefügt: „In dieser Vereinbarung wird 
die Höhe der den Landesregierungen von der Bun-
desregierung zu ersetzenden Kosten für die Aus-
übung der Befugnisse näher geregelt." Satz 2 des 
Entwurfes wird Satz 3. Die Mehrheit des Ausschus-
ses war der Ansicht, daß es bei der Regelung der Zu-
ständigkeit des Bundes bleiben soll, wie sie in dem 
Regierungsentwurf vorgeschlagen worden ist. Diese 
Vorschrift ermöglicht die Durchführung des Rechts-
hilfeverkehrs in der bisher praktizierten Weise. 

Zu § 76 (§ 75 a. F.) 

Als Folgeänderung der bereits oben unter II. B. er-
läuterten ersatzlosen Streichung des § 76 wurde der 
Wortlaut dieser Vorschrift geringfügig verändert, 
um im Rechtshilfeverkehr Gegenseitigkeitszusiche-
rungen in erweitertem Umfang zu ermöglichen, 
ohne daß dadurch Kompetenzen des Bundestages 
oder des Bundesrates berührt werden. 

Zu § 77 

Unverändert. Damit wird klargestellt, daß nur die 
bezeichneten, nicht aber andere Gesetze, zum Bei-
spiel das StrEG, sinngemäß Anwendung finden. Im 
Hinblick auf § 77 und zur Vermeidung möglicher 
Umkehrschlüsse hielt es der Ausschuß nicht für an-
gezeigt, in den §§ 39, 67 eine ausdrückliche Verwei-
sung auf die §§ 102, 103 StPO vorzusehen. 

Zu § 78 (§ 78 a. F.) 

Dem Wunsche einiger Bundesländer folgend wird 
die Frage der Geschäftszuweisung nicht in der vor-
gesehenen Weise in diesem Gesetz, sondern in § 9 
des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungs-
gesetz geregelt, was den unterschiedlichen Bedürf-
nissen der Bundesländer besser Rechnung trägt — 
vgl. § 79. § 78 a. F. war daher zu streichen. 

Zum Achten Teil (Änderung sonstiger Rechtsvor-
schriften) 

Die §§ 78 bis 83 (§§ 79 bis 82 a. F.) sind in der Sache 
unverändert geblieben. Sie waren an inzwischen 
vollzogene Rechtsänderungen und Änderungen des 
Entwurfs anzupassen. Die Einfügung des § 79 ist 
durch die Streichung von § 78 a. F. bedingt. 

Zum Neunten Teil 

Zu den §§ 84 bis 86 (§§ 83 bis 85 a.F.) 

Bei der Berlin-Klausel konnte auf Satz 2 verzichtet 
werden, da es nach Streichung des § 76 a.F. keine 
Rechtsverordnungen geben kann, die auf Grund des 
Gesetzes erlassen werden. 
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Das Gesetz soll am 1. Juli 1983 in Kraft treten. Dem 
Ausschuß waren bei Festlegung dieses Termins die 
organisatorischen Schwierigkeiten in den Bundes

-

ländern bekannt. Auf der anderen Seite läßt das hu-
manitäre Anliegen, das mit diesem Gesetz verbun-
den ist, ein späteres Inkrafttreten nicht zu. 

Bonn, den 25. November 1982 

Dr. Klejdzinski 

Berichterstatter 

Dr. Olderog 


